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248.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anlage, Erklärungen und Vorbehalt
wird genehmigt.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHES ÜBER-
EINKOMMEN ÜBER DIE
ÜBERWACHUNG BE-
DINGT VERURTEILTER
ODER BEDINGT ENT-

LASSENER PERSONEN

Präambel

Die Mitgliedstaaten des Euro-
parates, die dieses Übereinkom-
men unterzeichnen —

Von der Erwägung geleitet,
daß es das Ziel des Europarates
ist, eine engere Verbindung
zwischen seinen Mitgliedern her-
beizuführen,

Mit dem festen Willen, im
Kampf gegen das Verbrechertum
zusammenzuarbeiten,

In der Erwägung, daß es zu
diesem Zweck ihre Aufgabe ist,
bei jeder Entscheidung, die von
einem Mitgliedstaat ausgeht, im
Hoheitsgebiet der anderen Mit-
gliedstaaten sowohl die soziale
Wiedereingliederung bedingt
verurteilter oder bedingt ent-
lassener Rechtsbrecher zu för-
dern als auch die Vollstreckung
der Ahndungsmaßnahme, falls
die auferlegten Bedingungen
nicht erfüllt werden, zu
sichern —
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sind wie folgt übereingekom-
men:

T i t e l I

Grundsätze

ARTIKEL 1

(1) Die Vertragsparteien ver-
pflichten sich, einander nach
Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen die notwendige Hilf«
bei der sozialen Wiedereinglie-
derung der in Artikel 2 bezeich-
neten Rechtsbrecher zu leisten.
Die Hilfe wird durch Über-
wachung der Rechtsbrecher gelei-
stet; diese besteht einerseits in

j geeigneten Maßnahmen, um die
Besserung und Wiederanpassung
der Rechtsbrecher an das Leben
in der Gemeinschaft zu fördern,
und andererseits in der Beauf-
sichtigung ihrer Führung, um
gegebenenfalls zu ermöglichen,
daß eine Sanktion ausgesprochen
oder eine bereits ausgesprochene
vollstreckt wird.

(2) Die Vertragsparteien voll-
strecken nach Maßgabe der fol-
genden Bestimmungen die gegen
den Rechtsbrecher verhängte
Freiheitsstrafe oder freiheitsbe-
schränkende vorbeugende Maß-
nahme, deren Anwendung auf-
geschoben war.

ARTIKEL 2

(1) Im Sinne dieses Überein-
kommens bezeichnet der Aus-
druck „Rechtsbrecher" eine Per-
son, gegen die im Hoheitsgebiet
einer der Vertragsparteien

a) ein mit einem bedingten
Aufschub des Strafausspru-
ches verbundener gerichtli-
cher Schuldspruch ergan-
gen ist;

b) ein mit Freiheitsbeschrän-
kung verbundenes Urteil
ergangen ist, das bedingt
ausgesprochen oder dessen
Vollstreckung ganz oder
teilweise bei der Verur-
teilung oder später bedingt
aufgeschoben worden ist.
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(2) In den folgenden Artikeln
umfaßt der Ausdruck „Urteil"
die Entscheidungen im Sinne der
Buchstaben a) und b) des Ab-
satzes 1.

ARTIKEL 3

Die in Artikel 2 erwähnten
Entscheidungen müssen rechts-
kräftig und vollstreckbar sein.

ARTIKEL 4

Die einem Ersuchen nach
Artikel 5 zugrunde liegende
strafbare Handlung muß sowohl
nach dem Recht des ersuchenden
als auch nach dem des ersuchten
Staates mit Strafe bedroht sein.

ARTIKEL 5

(1) Der Staat, der das Urteil
ausgesprochen hat, kann den
Staat, in dessen Hoheitsgebiet
der Rechtsbrecher seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt nimmt,
ersuchen,

a) nur die Überwachung
nach Titel II durchzufüh-
ren;

b) die Überwachung und
gegebenenfalls die Voll-
streckung nach Titel II und
III durchzuführen;

c) die gesamte Urteilsvoll-
streckung nach Titel IV
durchzuführen.

(2) Der ersuchte Staat ist ver-
pflichtet, dem Ersuchen nach
Maßgabe dieses Übereinkom-
mens stattzugeben.

(3) Hat der ersuchende Staat
eines der Ersuchen nach Ab-
satz 1 gestellt und wäre nach
Auffassung des ersuchten Staates
im Einzelfall die Anwendung
einer der anderen in jenem Ab-
satz vorgesehenen Möglichkeiten
vorzuziehen, so kann der er-
suchte Staat es ablehnen, diesem
Ersuchen nachzukommen, sofern
er sich bereit erklärt, einem an-
deren von ihm bezeichneten
Ersuchen stattzugeben.
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ARTIKEL 6

Auf Ersuchen des Staates, der
das Urteil ausgesprochen hat,
wird die Überwachung, die Voll-
streckung oder die gesamte Ur-
teilsvollstreckung, wie in Arti-
kel 5 vorgesehen, von dem
Staat durchgeführt, in dessen
Hoheitsgebiet der Rechtsbrecher
seinen gewöhnlichen Aufenthalt
nimmt.

ARTIKEL 7

(1) Die Überwachung, die
Vollstreckung oder die gesamte
Urteilsvollstreckung wird abge-
lehnt,

a) wenn sie nach Auffassung
des ersuchten Staates geeig-
net sind, seine Souveräni-
tät, seine Sicherheit, die
Grundlagen seiner Rechts-
ordnung oder andere sei-
ner wesentlichen Inter-
essen zu beeinträchtigen;

b) wenn das Urteil, auf das
sich das Ersuchen nach
Artikel 5 bezieht, auf
einer Handlung beruht,
die im ersuchten Staat
rechtskräftig abgeurteilt
worden ist;

c) wenn der ersuchte -Staat
die dem Urteil zugrunde
liegende Handlung als eine
politische, als eine mit ei-
ner solchen zusammenhän-
gende oder als eine rein
militärische strafbare
Handlung ansieht;

d) wenn die Vollstreckbarkeit
der Sanktion nach dem
Recht des ersuchenden
oder des ersuchten Staates
verjährt ist;

e) wenn dem Täter im er-
suchenden oder ersuchten
Staat eine Amnestie oder
eine Gnadenmaßnahme zu-
gute kommt.

(2) Die Überwachung, die
Vollstreckung oder die gesamte
Urteilsvollstreckung kann abge-
lehnt werden,
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a) wenn die zuständigen Be-
hörden des ersuchten
Staates beschlossen haben,
keine Verfolgung einzu-
leiten oder die wegen der-
selben Handlung durchge-
führte Verfolgung einzu-
stellen;

b) wenn die dem Urteil zu-
grunde liegende Handlung
im ersuchten Staat verfolgt
wird;

c) wenn das Urteil, auf das
sich das Ersuchen bezieht,
im Abwesenheitsverfahren
ergangen ist;

d) soweit nach Auffassung des
ersuchten Staates das Ur-
teil, mit dem er befaßt
wird, mit den die Anwen-
dung seines Strafrechts
leitenden Grundsätzen un-
vereinbar ist, vor allem
wenn der Täter in diesem
Staat wegen seines Alters
nicht hätte verurteilt wer-
den können.

(3) Bei fiskalischen strafbaren
Handlungen wird die Über-
wachung oder die Vollstreckung
nach den Bedingungen dieses
Übereinkommens nur durchge-
führt, wenn dies zwischen Ver-
tragsparteien für einzelne oder
Gruppen von strafbaren Hand-
lungen dieser Art vereinbart
worden ist.

ARTIKEL 8

Soweit erforderlich, halten
sich der ersuchende und der er-
suchte Staat wechselseitig über
alle Umstände auf dem laufen-
den, welche die Durchführung
der Überwachungsmaßnahmen
im Hoheitsgebiet des ersuchten
Staates oder die Vollstreckung
des Urteils in diesem Staat be-
rühren können.

ARTIKEL 9

Der ersuchte Staat verständigt
den ersuchenden Staat unverzüg-
lich, inwieweit dem Ersuchen
stattgegeben worden ist.

Bei vollständiger oder teil-
weiser Ablehnung gibt er di«
Gründe für diese Entscheidung
bekannt.
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T i t e l II

Überwachung

ARTIKEL 10

Der ersuchende Staat teilt dem
ersuchten Staat die dem Rechts-
brecher auferlegten Bedingungen
mit und gegebenenfalls die
Überwachungsmaßnahmen, de-
nen dieser während der Probe-
zeit unterworfen ist.

ARTIKEL 11

(1) Entspricht der ersuchte
Staat dem Ersuchen, so paßt er
erforderlichenfalls die angeord-
neten Überwachungsmaßnahmen
seinen eigenen Rechtsvorschrif-
ten an.

(2) In keinem Fall dürfen die
vom ersuchten Staat angewende-
ten Überwachungsmaßnahmen
ihrer Art oder Dauer nach
strenger sein als die vom ersu-
chenden Staat angeordneten.

ARTIKEL 12

Ist der ersuchte Staat bereit,
die Überwachung durchzufüh-
ren, so hat er wie folgt zu ver-
fahren:

1. Er verständigt den ersu-
chenden Staat unverzüglich
von der Annahme des Er-
suchens;

2. er stellt die Mitarbeit der
Behörden oder Stellen
sicher, die in seinem eige-
nen Hoheitsgebiet befugt
sind, Rechtsbrecher zu über-
wachen und ihnen beizu-
stehen;

3. er benachrichtigt den er-
suchenden Staat von allen
getroffenen Maßnahmen
und ihrer Durchführung.

ARTIKEL 13

Droht dem Rechtsbrecher ein
Widerruf des bedingten Auf-
schubes im Sinne des Arti-
kels 2, sei es aufgrund einer Ver-
folgung oder eines Urteils wegen
einer neuen strafbaren Hand-
lung, sei es infolge Nichterfül-
lung der ihm auferlegten Ver-
pflichtungen, so erteilt der er-
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suchte Staat dem ersuchenden
Staat von Amts wegen unver-
züglich die erforderlichen Aus-
künfte.

ARTIKEL 14

Bei Ablauf der Überwa-
chungszeit erteilt der ersuchte
Staat dem ersuchenden Staat auf
dessen Verlangen alle erforder-
lichen Auskünfte.

ARTIKEL 15

Der ersuchende Staat allein
ist befugt, unter Berücksichti-
gung der Auskünfte und Stel-
lungnahmen des ersuchten
Staates zu beurteilen, ob der
Rechtsbrecher den ihm aufer-
legten Bedingungen genügt
hat, und aus den Feststellun-
gen die in seinen eigenen
Rechtsvorschriften vorgesehe-
nen Folgerungen zu ziehen.

Er setzt den ersuchten Staat
von seiner Entscheidung in
Kenntnis.

T i t e l III

Vollstreckung von Urteilen

ARTIKEL 16

Nach Widerruf des beding-
ten Aufschubes durch den er-
suchenden Staat und auf des-
sen Ersuchen ist der ersuchte
Staat befugt, das Urteil zu
vollstrecken.

ARTIKEL 17

Die Vollstreckung findet
nach dem Recht des ersuchten
Staates statt, nachdem die
Echtheit des Vollstreckungser-
suchens und seine Übereinstim-
mung mit diesem Übereinkom-
men festgestellt worden sind.

ARTIKEL 18

Der ersuchte Staat über-
mittelt dem ersuchenden Staat
zu gegebener Zeit eine Urkunde,
mit der die Vollstreckung des
Urteils bestätigt wird.
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ARTIKEL 19

Der ersuchte Staat ersetzt
gegebenenfalls die im ersuchen-
den Staat verhängte Sanktion
durch die in seinem eigenen
Recht für eine entsprechende
strafbare Handlung vorgese-
hene Strafe oder Maßnahme.
Diese Strafe oder Maßnahme
hat ihrer Art nach soweit wie
möglich der durch die zu voll-
streckende Entscheidung ver-
hängten zu entsprechen. Sie
darf weder das nach dem
Recht des ersuchten Staates
vorgesehene Höchstmaß über-
schreiten noch ihrer Art oder
Dauer nach strenger sein als
die vom ersuchenden Staat ver-
hängte Sanktion.

ARTIKEL 20

Der ersuchende Staat darf Voll-
streckungsmaßnahmen, um die
er ersucht hat, nicht mehr
durchführen, es sei denn, daß
ihm der ersuchte Staat die Ab-
lehnung oder die Unmöglich-
keit der Vollstreckung mitge-
teilt hat.

ARTIKEL 21

Zur bedingten Entlassung
ist der ersuchte Staat befugt.
Das Gnadenrecht kann sowohl
vom ersuchenden als auch vom
ersuchten Staat ausgeübt wer-
den.

T i t e l IV

Abtretung an den ersuchten
Staat

ARTIKEL 22

Der ersuchende Staat übermit-
telt dem ersuchten Staat das Ur-
teil, um dessen gesamte Voll-
streckung er ersucht.

ARTIKEL 23

(1) Der ersuchte Staat paßt die
verhängte Strafe oder Maßnahme
seiner Strafgesetzgebung so an,
als wäre das Urteil wegen einer
in seinem Hoheitsgebiet began-
genen gleichen Tat ausgespro-
chen worden.
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(2) Die im ersuchten Staat ver-
hängte Sanktion darf nicht
strenger sein als die im ersuchen-
den Staat verhängte.

ARTIKEL 24

Der ersuchte Staat führt die
gesamte Vollstreckung des so
angepaßten Urteils durch, als
handle es sich um ein von seinen
Gerichten erlassenes Urteil.

ARTIKEL 25

Nimmt der ersuchte Staat ein
nach diesem Titel gestelltes Er-
suchen an, so erlischt das Recht
des ersuchenden Staates zur
Vollstreckung des Urteils.

T i t e l V

Gemeinsame Bestimmungen

ARTIKEL 26

(1) Jedes Ersuchen nach Arti-
kel 5 ist schriftlich zu stellen. Es
hat anzugeben:

a) die Behörde, von der es
ausgeht;

b) seinen Gegenstand;
c) die Personalien des Rechts-

brechen und seinen Auf-
enthaltsort im ersuchten
Staat.

(2) Dem Ersuchen um Über-
wachung sind die Urschrift oder
eine beglaubigte Abschrift der
Entscheidung beizufügen, welche
die Gründe für die Überwa-
chung enthält, sowie derjenigen,
in der die Maßnahmen angeord-
net sind, denen der Rechts-
brecher unterworfen wird. Es
muß die Vollstreckbarkeit der
Entscheidung und der angeord-
neten Überwachungsmaßnahmen
bestätigen. Soweit wie möglich
soll es den Sachverhalt der straf-
baren Handlung anführen, die
zur Überwachungsentscheidung
Anlaß gegeben hat, die Zeit und
den Ort ihrer Begehung, ihre
rechtliche Würdigung und gege-
benenfalls die Dauer der zu voll-
streckenden Sanktion. Es hat
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alle Angaben über Art und
Dauer der Überwachungsmaß-
nahmen zu enthalten, um deren
Durchführung ersucht wird. Fer-
ner hat es auf die anwendbaren
Gesetzesbestimmungen zu ver-
weisen und die erforderlichen
Angaben über die Person des
Rechtsbrechers und seine Füh-
rung im ersuchenden Staat vor
und nach Erlaß der Überwa-
chungsentscheidung zu enthal-
ten.

(3) Dem Vollstreckungsersu-
chen sind die Urschrift oder die
beglaubigte Abschrift der Ent-
scheidung über den Widerruf
des bedingten Aufschubes des
Urteils oder seiner Vollstrek-
kung sowie eine solche des Ur-
teils beizufügen. Die Vollstreck-
barkeit dieser beiden Entschei-
dungen ist in der nach dem
Recht des Staates, der sie er-
lassen hat, vorgeschriebenen
Form zu bestätigen.

Tritt die zu vollstreckende
Entscheidung an die Stelle einer
anderen, ohne daß darin der
Sachverhalt wiedergegeben wird,
so ist eine beglaubigte Abschrift
der Entscheidung beizufügen,
welche die Sachverhaltsdarstel-
lung enthält.

(4) Dem Ersuchen, das die ge-
samte Urteilsvollstreckung zum
Gegenstand hat, sind die in Ab-
satz 2 erwähnten Unterlagen
beizufügen.

ARTIKEL 27

(1) Das Ersuchen wird vom
Justizministerium des ersuchen-
den Staates an das Justizministe-
rium des ersuchten Staates ge-
richtet. Die Antwort wird auf
dem gleichen Weg übermittelt.

(2) Die zur Anwendung dieses
Übereinkommens erforderlichen
Mitteilungen erfolgen entweder
auf dem in Absatz 1 bezeich-
neten Weg oder unmittelbar
zwischen den Behörden der Ver-
tragsparteien.

(3) In dringenden Fällen kön-
nen die in Absatz 2 bezeichneten
Mitteilungen über die Interna-
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tionale Kriminalpolizeiliche Or-
ganisation (Interpol) zugesandt
werden.

(4) Jede Vertragspartei kann
durch eine an den Generalsekre-
tär des Europarates gerichtete
Erklärung bekanntgeben, daß sie
von der Übermittlungsregelung
der Absätze 1 und 2 abzuwei-
chen beabsichtigt.

ARTIKEL 28

Reichen die vom ersuchenden
Staat erteilten Auskünfte nach
Auffassung des ersuchten Staates
nicht aus, um ihm die Anwen-
dung dieses Übereinkommens zu
ermöglichen, so ersucht er um
die notwendige Ergänzung der
Auskünfte. Er kann für deren
Beibringung eine Frist setzen.

ARTIKEL 29

(1) Vorbehaltlich der Bestim-
mungen des Absatzes 2 wird
die Übersetzung der Ersuchen
und der beigefügten Schrift-
stücke sowie aller sonstigen die
Anwendung dieses Übereinkom-
mens betreffenden Unterlagen
nicht verlangt.

(2) Jede Vertragspartei kann
sich bei der Unterzeichnung oder
bei der Hinterlegung ihrer Rati-
fikations-, Annahme- oder Bei-
trittsurkunde durch eine an den
Generalsekretär des Europaratet
gerichtete Erklärung das Recht
vorbehalten, zu verlangen, daß
ihr die Ersuchen und die bei-
gefügten Schriftstücke mit einer
Übersetzung in ihre eigene Spra-
che oder in eine der Amtsspra-
chen des Europarates oder di«
von ihr bezeichnete Sprache des
Europarates übermittelt werden.
Die anderen Vertragsparteien
können sich auf das Fehlen der
Gegenseitigkeit berufen.

(3) Dieser Artikel läßt die Be-
stimmungen über die Überset-
zung von Ersuchen und beige-
fügten Schriftstücken in den
Übereinkommen oder Vereinba-
rungen unberührt, die zwischen
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zwei oder mehr Vertragsparteien
in Kraft sind oder künftig ge-
schlossen werden.

ARTIKEL 30

Schriftstücke und Urkunden,
die auf Grund dieses Überein-
kommens übermittelt werden,
bedürfen keiner Art von förm-
licher Beglaubigung.

ARTIKEL 31

Der ersuchte Staat ist befugt,
auf Verlangen des ersuchenden
Staates die in diesem Staat ent-
standenen Kosten der Verfol-
gung und des Urteils einzuzie-
hen.

Zieht er diese Kosten ein, so
braucht er dem ersuchenden
Staat nur die von ihm eingezo-
genen Entschädigungen für Sach-
verständige zu ersetzen.

ARTIKEL 32

Die im ersuchten Staat ent-
standenen Kosten der Überwa-
chung und Vollstreckung werden
nicht erstattet.

T i t e l VI

Schlußbestimmungen

ARTIKEL 33

Dieses Übereinkommen läßt
die Bestimmungen über die
Fremdenpolizei unberührt.

ARTIKEL 34

(1) Dieses Übereinkommen
liegt zur Unterzeichnung durch
die Mitgliedstaaten des Europa-
rates auf. Es bedarf der Ratifizie-
rung oder Annahme. Die Rati-
fikations- oder Annahmeurkun-
den werden beim Generalsekre-
tär des Europarates hinterlegt.

(2) Dieses Übereinkommen
tritt drei Monate nach Hinter-
legung der dritten Ratifikations-
oder Annahmeurkunde in Kraft.

(3) Für jeden Unterzeichner-
staat, der dieses Übereinkommen
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später ratifiziert oder annimmt,
tritt es drei Monate nach Hin-
terlegung seiner Ratifikations-
oder Annahmeurkunde in Kraft.

ARTIKEL 35

(1) Nach dem Inkrafttreten
dieses Übereinkommens kann
das Ministerkomitee des Europa-
rates jeden Staat, der nicht Mit-
glied des Europarates ist, ein-
laden, dem Übereinkommen
beizutreten.

(2) Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde beim Generalsekretär
des Europarates und wird drei
Monate nach deren Hinter-
legung wirksam.

ARTIKEL 36

(1) Jede Vertragspartei kann
bei der Unterzeichnung dieses
Übereinkommens oder bei der
Hinterlegung ihrer Ratifika-
tions-, Annahme- oder Beitritts-
urkunde das oder die Hoheits-
gebiete bezeichnen, auf die das
Übereinkommen Anwendung
finden soll.

(2) Jede Vertragspartei kann
bei der Hinterlegung ihrer Rati-
fikations-, Annahme- oder Bei-
trittsurkunde oder zu jedem
späteren Zeitpunkt durch eine
an den Generalsekretär des
Europarates gerichtete Erklä-
rung die Anwendung dieses
Übereinkommens auf jedes an-
dere in der Erklärung bezeich-
nete Hoheitsgebiet erstrecken,
für dessen internationale Bezie-
hungen sie verantwortlich ist
oder für das sie Verpflichtungen
zu übernehmen befugt ist.

(3) Eine auf Grund des Ab-
satzes 2 abgegebene Erklärung
kann in bezug auf jedes darin
bezeichnete Hoheitsgebiet unter
den in Artikel 39 vorgesehenen
Bedingungen widerrufen wer-
den.

ARTIKEL 37

(1) Dieses Übereinkommen
läßt die Verpflichtungen unbe-
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rührt, die in anderen zwei-
oder mehrseitigen internatio-
nalen Übereinkünften enthal-
ten sind, welche die Ausliefe-
rung oder andere Formen der
Rechtshilfe in Strafsachen zwi-
schen zwei oder mehr Vertrags-
parteien jetzt oder künftig
regeln.

(2) Die Vertragsparteien kön-
nen untereinander zwei- oder
mehrseitige Übereinkünfte über
Fragen, die in diesem Über-
einkommen geregelt sind, nur
zu dessen Ergänzung oder zur
Erleichterung der Anwendung
der darin enthaltenen Grund-
sätze schließen.

(3) Wenn jedoch zwei oder
mehr Vertragsparteien ihre
Beziehungen auf der Grundlage
einheitlicher Rechtsvorschrif-
ten oder eines besonderen
Systems geordnet haben oder
ordnen, so sind sie berechtigt,
ungeachtet dieses Übereinkom-
mens ihre wechselseitigen Be-
ziehungen auf diesem Gebiet
ausschließlich nach diesen
Systemen zu regeln.

Vertragsparteien, die auf
Grund dieses Absatzes in ihren
wechselseitigen Beziehungen
die Anwendung dieses Über-
einkommens ausschließen, noti-
fizieren dies dem Generalsekre-
tär des Europarates.

ARTIKEL 38

(1) Jede Vertragspartei kann
bei der Unterzeichnung oder
bei der Hinterlegung ihrer
Ratifikations-, Annahme- oder
Beitrittsurkunde erklären, daß
sie von einem oder mehreren
der in der Anlage zu diesem
Übereinkommen angeführten
Vorbehalte Gebrauch macht.

(2) Jede Vertragspartei kann
einen von ihr auf Grund des
Absatzes 1 gemachten Vorbe-
halt durch eine an den Gene-
ralsekretär des Europarates ge-
richtete Erklärung, die am
Tage ihres Eingangs wirksam
wird, ganz oder teilweise zu-
rückziehen.
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(3) Eine Vertragspartei, die
einen Vorbehalt zu einer Be-
stimmung dieses Übereinkom-
mens gemacht hat, kann deren
Anwendung durch eine andere
Vertragspartei nicht beanspru-
chen; bei einem teilweisen
oder bedingten Vorbehalt kann
sie jedoch die Anwendung der
betreffenden Bestimmung inso-
weit beanspruchen, als sie selbst
sie angenommen hat.
(4) Jede Vertragspartei kann
bei der Unterzeichnung dieses
Übereinkommens oder bei der
Hinterlegung ihrer Ratifikati-
ons-, Annahme- oder Beitritts-
urkunde durch eine an den
Generalsekretär des Europarates
gerichtete Notifikation be-
kanntgeben, daß nach ihrer
Auffassung die Ratifikation,
die Annahme oder der Beitritt
die völkerrechtliche Verpflich-
tung nach sich zieht, inner-
staatlich die zur Durchführung
des Übereinkommens erforder-
lichen Maßnahmen zu treffen.

ARTIKEL 39

(1) Dieses Übereinkommen
bleibt auf unbegrenzte Zeit in
Kraft.
(2) Jede Vertragspartei kann
für sich selbst dieses Überein-
kommen durch eine an den
Generalsekretär des Europarates
gerichtete Notifikation kündi-
gen.
(3) Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der
Notifikation beim Generalsekre-
tär wirksam.

ARTIKEL 40

Der Generalsekretär des
Europarates notifiziert den
Mitgliedstaaten des Europarates
und jedem Staat, der diesem
Übereinkommen beigetreten
ist,

a) jede Unterzeichnung;
b) die Hinterlegung jeder

Ratifikations-, Annahme-
oder Beitrittsurkunde;

c) jeden Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Über-
einkommens nach Arti-
kel 34;
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d) jede nach Artikel 27
Absatz 4, Artikel 29 Ab-
satz 2, Artikel 37 Ab-
satz 3 und Artikel 3S
Absatz 4 eingegangene
Notifikation und Erklä-
rung;

e) jede nach Artikel 36 Ab-
sätze 2 und 3 eingegan-
gene Erklärung;

f) jeden nach Artikel 38 Ab-
satz 1 gemachten Vor-
behalt;

g) jede nach Artikel 38 Ab-
satz 2 vorgenommene
Zurückziehung eines Vor-
behalts;

h) jede nach Artikel 39 ein-
gegangene Notifikation
und den Zeitpunkt, zu
dem die Kündigung
wirksam wird.

Zu Urkund dessen haben
die hierzu gehörig befugten
Unterzeichneten dieses Überein-
kommen unterschrieben.

Geschehen zu Straßburg am
30. November 1964 in engli-
scher und französischer Spra-
che, wobei jeder Wortlaut
gleichermaßen verbindlich ist,
in einer Urschrift, die im Ar-
chiv des Europarates hinterlegt
wird. Der Generalsekretär des
Europarates übermittelt allen
Unterzeichnerstaaten und bei-
tretenden Staaten beglaubigte
Abschriften.

ANLAGE

Jede Vertragspartei kann
erklären, daß sie sich das Recht
vorbehält,

1. die Bestimmungen des Über-
einkommens nicht anzu-
nehmen, welche die Voll-
streckung von Urteilen
oder die gesamte Urteils-
vollstreckung behandeln;

2. nur einige dieser Bestim-
mungen anzunehmen;

3. Artikel 37 Absatz 2 nicht
anzunehmen.
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(Übersetzung)
Erklärungen und Vorbehalt Österreichs

zum
Europäischen Übereinkommen über die Über-
wachung bedingt verurteilter oder bedingt ent-

lassener Personen:

1. Erklärungen:
a) zu Art. 7 Abs. 3:

Österreich wird die Überwachung wegen straf-
barer Handlungen, die in der Verletzung von
Abgaben-, Steuer-, Zoll-, Monopol- und Devisen-
vorschriften oder von Vorschriften über die Aus-
fuhr, Einfuhr und Durchfuhr sowie die Bewirt-
schaftung von Waren bestehen (fiskalische straf-
bare Handlungen), nur unter den Bedingungen
des Art. 7 Abs. 3 durchführen.

b) zu Art. 29 Abs. 2:
Ersuchen und deren Beilagen müssen — unbe-
schadet der Bestimmung des Art. 29 Abs. 3 —,
sofern sie nicht in deutscher, französischer oder
englischer Sprache abgefaßt sind, mit einer Über-
setzung in eine dieser Sprachen versehen sein.

2. Vorbehalt:
Österreich wird die Bestimmungen dieses Über-

einkommens nicht annehmen, welche die Voll-
streckung von Urteilen (Titel III) oder die ge-
samte Urteilsvollstreckung (Titel IV) behandeln.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Rati-
fikationsurkunde wurde am 1. April 1980 hinterlegt; das Vertragswerk tritt gemäß Art. 34 Abs. 3
des Übereinkommens für Österreich am 1. Juli 1980 in Kraft.

Nach den bis 1. Mai 1980 eingelangten Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarates
sind außer Österreich Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg und Schweden Vertragsstaaten
des Vertragswerkes.

Diese Staaten haben anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunden folgende Vor-
behalte erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

Belgien:
Vorbehalte:

Art. 7: Die Regierung des Königreiches Belgien
erklärt, daß die gesamte Urteilsvollstreckung nicht
bewilligt werden wird, wenn die von der Ent-
scheidung betroffene Person wegen derselben
Handlung von den zuständigen Behörden eines
dritten Staates rechtskräftig verurteilt wurde und
im Fall einer Verurteilung wegen dieser Hand-
lung der Verurteilte die Strafe verbüßt, sie bereits
verbüßt hat oder ihm die Strafe erlassen wurde.

Titel III: Die Regierung des Königreiches Bel-
gien nimmt die Bestimmungen des Titels III nicht
an.

Art. 37 Abs. 2: Auf Grund der besonderen
Regelung zwischen den Beneluxstaaten nimmt die
Regierung des Königreiches Belgien die Bestim-
mungen des Art. 37 Abs. 2 nicht an.

Erklärung:
Art. 7 Abs. 2 lit. c: Die Regierung des König-

reiches Belgien erklärt, daß die Bestimmungen des

Titels II und des Titels IV auf Abwesenheits-
urteile nicht angewendet werden.

Frankreich:
Die Regierung der Französischen Republik er-

klärt, daß sie von der in Art. 38 Abs. 1 des Über-
einkommens und dem im Anhang vorgesehenen
Vorbehalt Gebrauch macht, der es gestattet, den
gesamten Titel III (Vollstreckung von Urteilen)
und den gesamten Titel IV (Abtretung an den
ersuchten Staat) nicht anzunehmen.

Italien:
Erklärung:
Zu Art. 29 Abs. 2:

Italien behält sich, das Recht vor, zu verlangen,
daß Ersuchen und die beigefügten Schriftstücke
mit einer Übersetzung in die französische Sprache
versehen werden (Art. 29 Abs. 2).

Luxemburg:
Die Regierung des Großherzogtums Luxem-

burg macht von der in Art. 38 Abs. 1 des Über-
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Schweden:
Vorbehalt:

Schweden nimmt Titel III des Übereinkom-
mens (Vollstreckung von Urteilen) nicht an.

Erklärungen:
Zu Art. 27 Abs. 4:

Das Ministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten wird die Ersuchen und anderen Mitteilun-
gen übermitteln oder entgegennehmen.

Zu Art. 29 Abs. 2:
Schweden behält sich das Recht vor, zu ver-

langen, daß die Ersuchen und die beigefügten
Schriftstücke, die in einer anderen als der däni-
schen, norwegischen oder schwedischen Sprache
abgefaßt sind, mit einer Übersetzung in die
schwedische oder englische Sprache übermittelt
werden.

Zu Art. 37 Abs. 3:
Im Verhältnis zwischen Schweden einerseits

und Dänemark, Finnland, Island und Norwegen
andererseits soll das Übereinkommen nur insoweit
Anwendung finden, als die Zusammenarbeit nicht
durch eine einheitliche Gesetzgebung dieser
Staaten geregelt ist.

Kreisky

249.
Der Nationalrat hat beschlossen :
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anlagen, Erklärungen und Vorbehalten

wird genehmigt.
(Übersetzung)

EUROPÄISCHES ÜBER-
EINKOMMEN ÜBER DIE
INTERNATIONALE GEL-
TUNG VON STRAFUR-

TEILEN
PRÄAMBEL

Die Mitgliedstaaten des
Europarats, die dieses Über-
einkommen unterzeichnen —

von der Erwägung geleitet,
daß der Kampf gegen die Kri-
minalität, deren Auswirkungen
sich in zunehmendem Maß über
die Staatsgrenzen hinaus be-
merkbar machen, den Einsatz
moderner und wirksamer Mittel
auf internationaler Ebene erfor-
dert;

in der Überzeugung, daß es
notwendig ist, eine gemeinsame
Strafpolitik zum Schutz der Ge-
sellschaft zu verfolgen;

in dem Bewußtsein, daß es
notwendig ist, die menschliche
Würde zu achten und die Wie-
dereingliederung Straffälliger zu
fördern;
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in der Erwägung, daß es das
Ziel des Europarats ist, eine en-
gere Verbindung zwischen seinen
Mitgliedern herbeizuführen —

sind wie folgt übereinge-
kommen:

TITEL I

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

Im Sinn dieses Überein-
kommens bezeichnet der Aus-
druck

a) „Europäisches Strafurteil"
jede rechtskräftige, von
einem für Strafsachen zu-
ständigen Gericht eines
Vertragsstaates auf Grund
eines Strafverfahrens er-
gangene Entscheidung;

b) „Strafbare Handlung"
außer den nach strafrecht-
lichen Bestimmungen straf-
baren Handlungen solche,
die in den in Anlage II
aufgeführten gesetzlichen
Vorschriften bezeichnet
sind, vorausgesetzt, daß der
Betroffene — wenn eine
Verwaltungsbehörde nach
diesen Vorschriften zu-
ständig ist — die Mög-
lichkeit hat, die Sache vor
ein Gericht zu bringen;

c) „Verurteilung" die Ver-
hängung einer Sanktion;

d) „Sanktion" jede Strafe und
jede Maßnahme, die gegen
eine Person wegen einer
strafbaren Handlung durch
ein Europäisches Strafur-
teil oder eine Strafver-
fügung ausdrücklich ver-
hängt worden ist;

e) „Aberkennung" den Ent-
zug oder die Aussetzung
eines Rechts, ein Verbot
oder den Verlust einer
Fähigkeit;

f) „Abwesenheitsurteil" jede
Entscheidung, die nach Ar-
tikel 21 Absatz 2 als solche
gilt;

g) „Strafverfügung" eine der
in Anlage III aufgeführten,
in einem anderen Vertrags-
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staat ergangenen Entschei-
dungen.

TITEL II

VOLLSTRECKUNG
EUROPÄISCHER
STRAFURTEILE

ABSCHNITT 1
Allgemeine Bestimmungen

a) Allgemeine Voraussetzun-
gen der Vollstreckung

Artikel 2

Dieser Titel findet Anwendung
auf

a) freiheitsentziehende Sank-
tionen;

b) Geldstrafen und Geldbu-
ßen sowie Einziehungen;

c) Aberkennungen.

Artikel 3

(1) In den in diesem Über-
einkommen vorgesehenen Fällen
und unter den darin bezeich-
neten Voraussetzungen ist jeder
Vertragsstaat befugt, eine Sank-
tion zu vollstrecken, die in
einem anderen Vertragsstaat
verhängt worden und dort voll-
streckbar ist.

(2) Diese Befugnis kann nur
auf Grund eines von dem anderen
Vertragsstaat gestellten Voll-
streckungsersuchens ausgeübt
werden.

Artikel 4

(1) Eine Sanktion kann von
einem anderen Vertragsstaat nur
vollstreckt werden, wenn die
Handlung, derentwegen die
Sanktion verhängt worden ist,
nach dem Recht dieses Staates
und im Fall der Begehung in
diesem Staat eine strafbare Hand-
lung darstellen und der Täter
dort strafbar sein würde.
(2) Liegen der Verurteilung
mehrere strafbare Handlungen
zugrunde, von denen einige
den Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 nicht entsprechen, so
bezeichnet der Urteilsstaat den
Teil der Sanktion, der sich auf
die diesen Voraussetzungen ent-
sprechenden strafbaren Hand-
lungen bezieht.
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Artikel 5

Der Urteilsstaat kann einen
anderen Vertragsstaat um Voll-
streckung einer Sanktion nur
ersuchen, wenn eine oder meh-
rere der folgenden Voraus-
setzungen erfüllt sind:

a) wenn der Verurteilte seinen
gewöhnlichen Aufenthalt
in dem anderen Staat hat;

b) wenn die Vollstreckung der
Sanktion im anderen Staat
geeignet ist, die soziale
Wiedereingliederung des
Verurteilten zu erleichtern;

c) wenn es sich um eine
freiheitsentziehende Sank-
tion handelt, die in dem
anderen Staat im Anschluß
an eine andere vom Ver-
urteilten in diesem Staat
angetretene oder zu ver-
büßende freiheitsentzie-
hende Sanktion vollstreckt
werden könnte;

d) wenn der andere Staat der
Heimatstaat des Verurteil-
ten ist und sich schon
bereit erklärt hat, die Voll-
streckung dieser Sanktion
zu übernehmen;

e) wenn er der Auffassung
ist, daß er die Sanktion —
auch durch Erwirkung der
Auslieferung — nicht selbst
vollstrecken kann und der
andere Staat dazu in der
Lage ist.

Artikel 6

Die Vollstreckung, um die
unter den vorstehenden Voraus-
setzungen ersucht wird, kann
nur in einem der folgenden
Fälle ganz oder teilweise abge-
lehnt werden:

a) wenn die Vollstreckung den
Grundlagen der Rechts-
ordnung des ersuchten
Staates widerspricht;

b) wenn der ersuchte Staat
der Auffassung ist, daß die
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der Verurteilung zugrunde
liegende strafbare Hand-
lung politischen Charakter
hat oder eine rein mili-
tärische Tat ist;

c) wenn nach Auffassung des
ersuchten Staates ernstliche
Gründe für die Annahme
bestehen, daß die Verur-
teilung durch rassische,
religiöse, nationale oder auf
politischen Anschauungen
beruhende Erwägungen zu-
stande gekommen oder ver-
schärft worden ist;

d) wenn die Vollstreckung den
internationalen Verpflich-
tungen des ersuchten Staa-
tes zuwiderläuft;

e) wenn die Handlung im
ersuchten Staat- verfolgt
wird oder dieser beschließt,
selbst die Verfolgung einzu-
leiten;

f) wenn die zuständigen Be-
hörden des ersuchten Staa-
tes beschlossen haben, keine
Verfolgung einzuleiten oder
die wegen derselben Hand-
lung bereits eingeleitete
Verfolgung einzustellen;

g) wenn die Handlung außer-
halb des Hoheitsgebietes
des ersuchenden Staates be-
gangen worden ist;

h) wenn der ersuchte Staat
die Sanktion nicht voll-
strecken kann;

i) wenn sich das Ersuchen
auf Artikel 5 Buchstabe e
stützt und keine andere
der in jenem Artikel vorge-
sehenen Voraussetzungen
erfüllt ist;

j) wenn der ersuchte Staat
der Auffassung ist, daß
der ersuchende Staat die
Sanktion selbst vollstrek-
ken kann;

k) wenn der Verurteilte wegen
seines Alters im Zeitpunkt
der strafbaren Handlung
im ersuchten Staat nicht
hätte verfolgt werden
können;
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1) wenn die Sanktion nach
dem Recht des ersuchten
Staates bereits verjährt ist;

m) soweit das Urteil eine Ab-
erkennung ausspricht.

Artikel 7

Einem Vollstreckungsersuchen
kann nicht stattgegeben werden,
wenn die Vollstreckung gegen
die in Titel III Abschnitt 1
anerkannten Grundsätze ver-
stößt.

b) Wirkungen der Übertra-
gung der Vollstreckung

Artikel 8

Für die Anwendung des Ar-
tikels 6 Buchstabe 1 und des in
Anlage I Buchstabe c angeführ-
ten Vorbehalts werden die von
den Behörden des Urteilsstaats
rechtsgültig durchgeführten,
die Verjährung unterbrechenden
oder hemmenden Handlungen
im ersuchten Staat so angesehen,
als hätten sie für die Beurteilung
der Verjährung nach dem Recht
dieses Staates die gleiche Wir-
kung hervorgebracht.

Artikel 9

(1) Der Verurteilte, der im
ersuchenden Staat in Haft ge-
wesen und dem ersuchten Staat
zum Zweck der Vollstreckung
übergeben worden ist, darf we-
gen einer anderen, vor der Über-
gabe begangenen Handlung als
derjenigen, die der zu voll-
streckenden Verurteilung zu-
grunde liegt, nur verfolgt, ab-
geurteilt, zur Vollstreckung
einer Strafe oder vorbeugenden
Maßnahme in Haft gehalten
oder einer sonstigen Beschrän-
kung seiner persönlichen Frei-
heit unterworfen werden,

a) wenn der Staat, der ihn
übergeben hat, zustimmt.
Zu diesem Zweck ist ein
Ersuchen zu stellen, dein
alle zweckdienlichen Unter-
lagen und ein gerichtliches
Protokoll über alle Er-
klärungen des Verurteil-
ten beizufügen sind. Die
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Zustimmung wird erteilt,
wenn die strafbare Hand-
lung, derentwegen darum
ersucht wird, nach dem
Recht des um Vollstrek-
kung ersuchenden Staates
zur Auslieferung Anlaß ge-
ben könnte oder die Aus-
lieferung nur wegen des
Strafmaßes ausgeschlossen
wäre;

b) wenn der Verurteilte, ob-
wohl er dazu die Möglich-
keit hatte, das Hoheits-
gebiet des Staates, dem er
übergeben worden ist, in-
nerhalb von 45 Tagen nach
seiner endgültigen Frei-
lassung nicht verlassen hat
oder wenn er nach Ver-
lassen dieses Gebietes dort-
hin zurückgekehrt ist.

(2) Der um Vollstreckung er-
suchte Staat kann jedoch die
erforderlichen Maßnahmen tref-
fen, um einen Verurteilten außer
Landes zu schaffen oder nach
seinen Rechtsvorschriften die
Verjährung zu unterbrechen, ein-
schließlich der Durchführung
eines Abwesenheitsverfahrens.

Artikel 10

(1) Die Vollstreckung richtet
sich nach dem Recht des er-
suchten Staates; er allein ist
zuständig, alle geeigneten Ent-
scheidungen zu treffen, insbe-
sondere bezüglich der bedingten
Entlassung.

(2) Der ersuchende Staat allein
hat das Recht, über jeden Wieder-
aufnahmeantrag zu entscheiden,
der sich gegen die Verurteilung
richtet.

(3) Jeder der beiden Staaten
kann das Amnestie- oder Gna-
denrecht ausüben.

Artikel 11

(1) Sobald der Urteilsstaat das .
Vollstreckungsersuchen gestellt
hat, darf er die dem Ersuchen
zugrunde liegende Sanktion
nicht mehr vollstrecken. Der
Urteilsstaat kann jedoch eine
freiheitsent2iehende Sanktion
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vollstrecken, wenn der Verur-
teilte in dem Zeitpunkt, in dem
das Ersuchen gestellt wird, be-
reits im Hoheitsgebiet dieses
Staates in Haft ist.

(2) Der ersuchende Staat er-
langt das Recht zur Vollstrek-
kung wieder,

a) wenn er sein Ersuchen
zurückzieht, bevor der er-
suchte Staat ihn von seiner
Absicht unterrichtet hat,
dem Ersuchen stattzu-
geben;

b) wenn der ersuchte Staat
ihn davon unterrichtet, daß
er es ablehnt, dem Ersuchen
stattzugeben ;

c) wenn der ersuchte Staat
ausdrücklich auf sein Recht
zur Vollstreckung ver-
zichtet. Dieser Verzicht
kann nur im Einverständ-
nis der beiden beteiligten
Staaten erfolgen oder wenn
die Vollstreckung im er-
suchten Staat nicht mehr
möglich ist. Verlangt der
ersuchende Staat im letzter
ren Fall den Verzicht, so
muß er ausgesprochen
werden.

Artikel 12

(1) Die zuständigen Behörden
des ersuchten Staates beenden
die Vollstreckung, sobald sie
von einem Gnadenerweis, einer
Amnestie, einem Wiederauf-
nahmeantrag oder einer anderen
Entscheidung erfahren, welche
die Vollstreckbarkeit der Sank-
tion aufhebt. Das gilt auch
für die Vollstreckung einer Geld-
strafe oder Geldbuße, wenn der
Verurteilte sie an die zuständige
Behörde des ersuchenden Staates
gezahlt hat.

(2) Der ersuchende Staat unter-
richtet den ersuchten Staat un-
verzüglich von jeder Entschei-
dung oder jeder Verfahrens-
handlung in seinem Hoheitsge-
biet, durch die nach Absatz 1
das Recht zur Vollstreckung
erlischt.



1960 101. Stück —Ausgegeben am 26. Juni 1980 — Nr. 249

c) Verschiedene
Bestimmungen

Artikel 13

(1) Die Durchlieferung einer
in Haft befindlichen und auf
Grund dieses Übereinkommens
an einen dritten Vertragsstaat
zu übergebenden Person durch
das Hoheitsgebiet eines Vertrags-
staats wird auf Ersuchen des
Staates bewilligt, in dem diese
Person in Haft ist. Der Durch-
lieferungsstaat kann verlangen,
daß ihm alle einschlägigen Unter-
lagen übermittelt werden, bevor
er eine Entscheidung über das
Ersuchen trifft. Die übergebene
Person bleibt im Hoheitsgebiet
des Durchlieferungsstaats in
Haft, sofern der Staat, von dem
sie übergeben wurde, nicht ihre
Freilassung verlangt.

(2) Mit Ausnahme der Fälle,
in denen auf Grund des Ar-
tikels 34 um Übergabe ersucht
wird, kann jeder Vertragsstaat
die Durchlieferung ablehnen

a) aus einem der in Artikel 6
Buchstaben b und c auf-
geführten Gründe;

b) wenn es sich bei der be-
treffenden Person um einen
seiner Staatsangehörigen
handelt.

(3) Wird der Luftweg be-
nutzt, so finden folgende Be-
stimmungen Anwendung:

a) Ist eine Zwischenlandung
nicht vorgesehen, so kann
der Staat, von dem die
Person zu übergeben ist,
den Staat, dessen Hoheits-
gebiet überflogen werden
soll, verständigen, daß sie
in Anwendung dieses Über-
einkommens übergeben
wird. Im Fall einer unvor-
hergesehenen Zwischenlan-
dung hat diese Mitteilung
die Wirkung eines Er-
suchens um vorläufige Ver-
haftung im Sinn des Ar-
tikels 32 Absatz 2; es ist
dann ein formgerechtes
Durchlieferungsersuchen zu
stellen;
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b) ist eine Zwischenlandung
vorgesehen, so ist ein
formgerechtes Durchlie-
ferungsersuchen zu stellen.

Artikel 14

Die Vertragsstaaten verzichten
gegenseitig auf die Erstattung
der aus der Anwendung dieses
Übereinkommens entstehenden
Kosten.

ABSCHNITT 2

Vollstreckungsersuchen

Artikel 15

(1) Ersuchen nach diesem
Übereinkommen werden schrift-
lich gestellt. Die Ersuchen sowie
alle für die Anwendung dieses
Übereinkommens notwendigen
Mitteilungen werden entweder
vom Justizministerium des er-
suchenden Staates dem Justiz-
ministerium des ersuchten Staa-
tes oder — auf Grund einer
Vereinbarung zwischen den be-
teiligten Vertragsstaaten — von
den Behörden des ersuchenden
Staates unmittelbar den Behör-
den des ersuchten Staates über-
mittelt und auf demselben Weg
zurückgesandt.

(2) In dringenden Fällen kön-
nen Ersuchen und Mitteilungen
über die Internationale Krimi-
nalpolizeiliche Organisation (In-
terpol) übermittelt werden.

(3) Jeder Vertragsstaat kann
durch eine an den General-
sekretär des Europarats gerich-
tete Erklärung mitteilen, daß er
von der Übermittlungsregelung
des Absatzes 1 abzuweichen
beabsichtigt.

Artikel 16

Dem Vollstreckungsersuchen
werden die Entscheidung, um
deren Vollstreckung ersucht
wird, sowie alle zweckdienlichen
Schriftstücke in Urschrift oder
beglaubigter Abschrift beige-
fügt. Dem ersuchten Staat wer-
den auf sein Verlangen die ge-
samten Strafakten oder ein Teil
derselben in Urschrift oder be-
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glaubigter Abschrift übermittelt.
Die Vollstreckbarkeit der Sank-
tion wird von der zuständigen
Behörde des ersuchenden Staates
bescheinigt.

Artikel 17

Reichen die vom ersuchenden
Staat erteilten Auskünfte nach
Auffassung des ersuchten Staates
nicht aus, um ihm die Anwen-
dung dieses Übereinkommens zu
ermöglichen, so ersucht er um
die notwendigen ergänzenden
Auskünfte. Er kann für deren
Beibringung eine Frist setzen.

Artikel 18

(1) Die Behörden des ersuch-
ten Staates teilen den Behörden
des ersuchenden Staates unver-
züglich mit, inwieweit dem Voll-
streckungsersuchen stattgegeben
worden ist.

(2) Die Behörden des ersuch-
ten Staates übermitteln den Be-
hörden des ersuchenden Staates
gegebenenfalls eine Bescheini-
gung, daß die Sanktion voll-
streckt worden ist.

Artikel 19

(1) Vorbehaltlich des Absatzes
2 wird die Übersetzung der
Ersuchen und der beigefügten
Schriftstücke nicht verlangt.

(2) Jeder. Vertragsstaat kann
sich bei der Unterzeichnung oder
bei der Hinterlegung seiner
Ratifikations-, Annahme- oder
Beitrittsurkunde durch eine an
den Generalsekretär des Europa-
rats gerichtete Erklärung das
Recht vorbehalten, zu verlangen,
daß ihm die Ersuchen und die
beigefügten Schriftstücke mit
einer Übersetzung in seine eigene
Sprache oder in eine der Amts-
sprachen des Europarats oder
in die von ihm bezeichnete
Amtssprache des Europarats
übermittelt werden. Die anderen
Staaten können den Grundsatz
der Gegenseitigkeit anwenden.

(3) Dieser Artikel läßt die Be-
stimmungen über die Über-
setzung von Ersuchen und bei-
gefügten Schriftstücken in den
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Übereinkommen oder Verein-
barungen unberührt, die zwi-
schen zwei oder mehr Vertrags-
staaten in Kraft sind oder künftig
geschlossen werden.

Artikel 20

Schriftstücke und Urkunden,
die auf Grund dieses Überein-
kommens übermittelt werden,
bedürfen keiner Art von förm-
licher Beglaubigung.

ABSCHNITT 3

Abwesenheitsurteile und
Strafverfügungen

Artikel 21

(1) Soweit dieses Überein-
kommen nichts anderes vor-
sieht, unterliegt die Vollstrek-
kung von Abwesenheitsurteilen
und Strafverfügungen denselben
Vorschriften wie die Vollstrek-
kung anderer Urteile.

(2) Vorbehaltlich des Absatzes
3 gilt als Abwesenheitsurteil im
Sinn dieses Übereinkommens
jede Entscheidung, die ein für
Strafsachen zuständiges Gericht
eines Vertragsstaats auf Grund
eines Strafverfahrens erlassen
hat, wenn der Verurteilte nicht
persönlich zur Hauptverhand-
lung erschienen ist.

(3) Unbeschadet der Artikel 25
Absatz 2, 26 Absatz 2 und 29
gelten als in Anwesenheit er-
gangen

a) ein Abwesenheitsurteil und
eine Strafverfügung, die
auf Grund des Einspruchs
des Verurteilten im Urteils-
staat bestätigt oder ausge-
sprochen worden sind;

b) ein im Berufungsverfah-
ren ergangenes Abwesen-
heitsurteil, wenn die Be-
rufung gegen das erst-
instanzliche Urteil vom
Verurteilten eingelegt wor-
den ist.
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Artikel 22

Abwesenheitsurteile und Straf-
verfügungen, gegen die noch
kein Einspruch oder Rechts-
mittel eingelegt worden ist, kön-
nen, sobald sie erlassen worden
sind, dem ersuchten Staat zum
Zweck der Zustellung und et-
waigen Vollstreckung übermit-
telt werden.

Artikel 23

(1) Ist der ersuchte Staat der
Auffassung, daß dem Ersuchen
um Vollstreckung eines Ab-
wesenheitsurteils oder einer
Strafverfügung stattzugeben ist,
so läßt er die im ersuchenden
Staat ergangene Entscheidung
dem Verurteilten persönlich zu-
stellen.

(2) Der Verurteilte wird in der
ihm übersandten Zustellungs-
urkunde davon unterrichtet,

a) daß ein Vollstreckungs-
ersuchen nach diesem Über-
einkommen gestellt worden
ist;

b) daß ihm ausschließlich der
Einspruch nach Artikel 24
zusteht;

c) daß der Einspruch gegen-
über der ihm bezeichneten
Behörde zu erklären ist,
daß diese Erklärung, um
zulässig zu sein, den Vor-
aussetzungen des Artikels
24 entsprechen muß, und
daß der Verurteilte eine
Beurteilung durch die Be-
hörden des Urteilsstaats be-
antragen kann;

d) daß die Entscheidung für
die gesamte Anwendung
dieses Übereinkommens als
in seiner Anwesenheit er-
gangen betrachtet wird,
wenn innerhalb der vor-
geschriebenen Frist kein
Einspruch erfolgt.

(3) Eine Abschrift der Zu-
stellungsurkunde wird unver-
züglich der Behörde übersandt,
die um Vollstreckung ersucht
hat.
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Artikel 24

(1) Sobald die Entscheidung
nach Artikel 23 zugestellt wor-
den ist, steht dem Verurteilten
als Rechtsbehelf ausschließlich
der Einspruch zu. Dieser Ein-
spruch wird nach Wahl des
Verurteilten von dem zuständi-
gen Gericht des ersuchenden
oder des ersuchten Staates be-
urteilt. Trift der Verurteilte
keine Wahl, so wird der Ein-
spruch von dem zuständigen
Gericht des ersuchten Staates
beurteilt.

(2) In den beiden in Absatz 1
bezeichneten Fällen ist der Ein-
spruch zulässig, wenn er inner-
halb von 30 Tagen nach der
Zustellung bei der zuständigen
Behörde des ersuchten Staates
eingelegt wird. Die Frist wird
nach den einschlägigen Vor-
schriften des ersuchten Staates
berechnet. Die zuständige Be-
hörde dieses Staates verständigt
unverzüglich die Behörde, die
um Vollstreckung ersucht hat.

Artikel 25

(1) Wird über den Einspruch
im ersuchenden Staat entschie-
den, so wird der Verurteilte
zu dem für die erneute Verhand-
lung der Sache in diesem Staat
anberaumten Termin vorgela-
den. Die Vorladung wird ihm
spätestens 21 Tage vor der er-
neuten Verhandlung persönlich
zugestellt. Die Frist kann mit
Zustimmung des Verurteilten
abgekürzt werden. Die erneute
Verhandlung findet vor dem
zuständigen Richter des er-
suchenden Staates nach dessen
Verfahrensvorschriften statt.

(2) Erscheint der Verurteilte
nicht persönlich oder ist et
nicht nach dem Recht des er-
suchenden Staates vertreten, so
erklärt der Richter den Einspruch
für unwirksam; seine Entschei-
dung wird der zuständigen Be-
hörde des ersuchten Staates mit-
geteilt. Das gleiche gilt, wenn
der Richter den Einspruch für
unzulässig erklärt. In beiden
Fällen gilt das Abwesenheits-
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urteil oder die Strafverfügung
für die gesamte Anwendung
dieses Übereinkommens als in
Anwesenheit des Verurteilten
ergangen.

(3) Erscheint der Verurteilte
persönlich oder ist er nach dem
Recht des ersuchenden Staates
vertreten und ist der Einspruch
zulässig, so gilt das Vollstrek-
kungsersuchen als gegenstands-
los.

Artikel 26

(1) Wird über den Einspruch
im ersuchten Staat entschieden,
so wird der Verurteilte zu dem
für die erneute Verhandlung
der Sache in diesem Staat anbe-
raumten Termin vorgeladen. Die
Vorladung wird ihm spätestens
21 Tage vor der erneuten Ver-
handlung persönlich zugestellt.
Die Frist kann mit Zustimmung
des Verurteilten abgekürzt wer-
den. Die erneute Verhandlung
findet vor dem zuständigen Rich-
ter des ersuchten Staates nach
dessen Verfahrensvorschriften
statt.

(2) Erscheint der Verurteilte
nicht persönlich oder ist er
nicht nach dem Recht des er-
suchten Staates vertreten, so
erklärt der Richter den Ein-
spruch für unwirksam. In diesem
Fall und in dem Fall, in dem der
Richter den Einspruch für unzu-
lässig erklärt, gilt das Abwesen-
heitsurteil oder die Strafverfü-
gung für die gesamte Anwendung
dieses Übereinkommens als in
Anwesenheit des Verurteilten
ergangen.

(3) Erscheint der Verurteilte
persönlich oder ist er nach dem
Recht des ersuchten Staates ver-
treten und ist der Einspruch
zulässig, so wird über die Hand-
lung entschieden, als sei sie
in diesem Staat begangen wor-
den. Es wird jedoch nicht ge-
prüft, ob die Strafverfolgung
verjährt ist. Das im ersuchen-
den Staat ergangene Urteil gilt
als unwirksam.
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(4) Jede im Urteilsstaat nach
den dort geltenden Gesetzen
und sonstigen Vorschriften vor-
genommene Verfolgungs- oder
Untersuchungshandlung hat im
ersuchten Staat die gleiche Wir-
kung, als wäre sie von den Be-
hörden dieses Staates vorgenom-
men worden; diese Gleichstel-
lung verleiht jedoch einer solchen
Handlung keine größere Be-
weiskraft, als ihr im ersuchenden
Staat zukommt;

Artikel 27

Für die Einlegung des Ein-
spruchs und das anschließende
Verfahren hat der in Abwesen-
heit oder mit Strafverfügung
Verurteilte Anspruch auf Be-
stellung eines Pflichtverteidigers
in den Fällen und unter den
Bedingungen, die im Recht des
ersuchten Staates und gegebenen-
falls des ersuchenden Staates
vorgesehen sind.

Artikel 28

Die nach Artikel 26 Absatz 3
ergangenen gerichtlichen Ent-
scheidungen und ihre Vollstrek-
kung richten sich ausschließlich
nach dem Recht des ersuchten
Staates.

Artikel 29

Legt der in Abwesenheit oder
mit Strafverfügung Verurteilte
keinen Einspruch ein, so gilt die
Entscheidung für die gesamte
Anwendung dieses Übereinkom-
mens als in seiner Anwesenheit
ergangen.

Artikel 30

Die Vorschriften des inner-
staatlichen Rechts über die Wie-
dereinsetzung in den vorigen
Stand finden Anwendung, wenn
es der Verurteilte aus nicht von
ihm zu vertretenden Gründen
unterlassen hat, die in den
Artikeln 24, 25 und 26 ange-
gebenen Fristen einzuhalten oder
zu dem für die erneute Verhand-
lung der Sache anberaumten
Termin zu erscheinen.

177
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ABSCHNITT 4

Vorläufige Maßnahmen

Artikel 31

Befindet sich der Verurteilte
nach Eingang der Mitteilung
über die Annahme des Ersuchens
um Vollstreckung eines auf Frei-
heitsentziehung lautenden Ur-
teils im ersuchenden Staat, so
kann dieser den Verurteilten
zum Zweck der Übergabe nach
Artikel 43 in Haft nehmen,
wenn er es zur Sicherung der
Vollstreckung für notwendig
hält.

Artikel 32

(1) Hat der ersuchende Staat
um Vollstreckung ersucht, so
kann der ersuchte Staat den
Verurteilten in Haft nehmen,

a) wenn nach dem Recht des
ersuchten Staates wegen
der strafbaren Handlung
die Untersuchungshaft zu-
lässig ist und

b) wenn Fluchtgefahr oder,
im Fall eines Abwesenheits-
urteils, Verdunkelungs-
gefahr besteht.

(2) Kündigt der ersuchende
Staat ein Vollstreckungsersuchen
an, so kann auf sein Ersuchen
der ersuchte Staat den Verur-
teilten in Haft nehmen, sofern
die in Absatz 1 Buchstaben a
und b genannten Voraussetzun-
gen erfüllt sind. In diesem Er-
suchen sind die strafbare Hand-
lung, die zu der Verurteilung
geführt hat, Zeit und Ort ihrer
Begehung sowie eine möglichst
genaue Beschreibung des Ver-
urteilten anzugeben. Das Er-
suchen muß ferner eine kurze
Darstellung des der Verurtei-
lung zugrunde liegenden Sach-
verhalts enthalten.

Artikel 33
(1) Die Haft richtet sich nach
dem Recht des ersuchten Staates,
das auch die Voraussetzungen
bestimmt, unter denen der Ver-
haftete freigelassen werden kann.
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(2) Die Haft endet in jedem
Fall,

a) wenn ihre Dauer die der
verhängten freiheitsentzie-
henden Sanktion erreicht;

b) wenn die Verhaftung nach
Artikel 32 Absatz 2 erfolgt
ist und das Ersuchen und
die in Artikel 16 erwähnten
Unterlagen dem ersuchten
Staat nicht innerhalb von
18 Tagen nach der Ver-
haftung zugegangen sind.

Artikel 34

(1) Die im ersuchten Staat
nach Artikel 32 in Haft befind-
liche Person, die auf Grund ihres
Einspruchs nach Artikel 25 zu
der Verhandlung des zuständigen
Gerichts im ersuchenden Staat
vorgeladen worden ist, wird zu
diesem Zweck diesem Staat über-
geben.

(2) Die Haft der übergebenen
Person wird vom ersuchenden
Staat im Fall des Artikels 33
Absatz 2 Buchstabe a oder in
dem Fall aufgehoben, daß der
ersuchende Staat nicht um Voll-
streckung der neuen Verurtei-
lung ersucht. Die übergebene
Person wird innerhalb kürzester
Zeit dem ersuchten Staat zu-
rückgegeben, sofern sie nicht
freigelassen worden ist.

Artikel 35

(1) Eine Person, die auf Grund
ihres Einspruchs vor ein zu-
ständiges Gericht des ersuchen-
den Staates vorgeladen worden
ist, darf wegen einer anderen,
vor ihrer Abreise aus dem Ho-
heitsgebiet des ersuchten Staates
begangenen und nicht in der
Vorladung aufgeführten Hand-
lung weder verfolgt, abgeur-
teilt, zur Vollstreckung einer
Strafe oder vorbeugenden Maß-
nahme in Haft gehalten noch
einer sonstigen Beschränkung
ihrer persönlichen Freiheit unter-
worfen werden, es sei denn, daß
diese Person ausdrücklich schrift-
lich zustimmt. In dem in Arti-
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kel 34 Absatz 1 vorgesehenen
Fall wird dem Staat, von dem
die Person übergeben worden
ist, eine Abschrift der Zustim-
mungserklärung übermittelt.

(2) Die in Absatz 1 vorgesehe-
nen Wirkungen enden, wenn der
Vorgeladene, obwohl er dazu
die Möglichkeit hatte, das Ho-
heitsgebiet des ersuchenden Staa-
tes innerhalb von 15 Tagen
nach dem Zeitpunkt der auf
Grund der Verhandlung, zu
der er erschienen ist, ergangenen
Entscheidung nicht verlassen hat
oder wenn er nach Verlassen
dieses Gebiets dorthin zurück-
gekehrt ist, ohne erneut vor-
geladen worden zu sein.

Artikel 36

(1) Hat der ersuchende Staat
um Vollstreckung einer Ein-
ziehung ersucht, so kann der
ersuchte Staat die vorläu-
fige Beschlagnahme vornehmen,
wenn sein Recht die Beschlag-
nahme wegen gleichartiger Hand-
lungen vorsieht.

(2) Die Beschlagnahme richtet
sich nach dem Recht des er-
suchten Staates, das auch die Vor-
aussetzungen bestimmt, unter
denen die Beschlagnahme auf-
gehoben werden kann.

ABSCHNITT 5

Vollstreckung von Sanktionen

a) Allgemeine Bestimmungen

Artikel 37

Eine im ersuchenden Staat
verhängte Sanktion kann im
ersuchten Staat nur auf Grund
der Entscheidung eines Richters
dieses Staates vollstreckt werden.
Jeder Vertragsstaat kann jedoch
solche Entscheidungen anderen
Behörden übertragen, wenn es
sich nur um die Vollstreckung
einer Geldstrafe oder Geldbuße
oder einer Einziehung handelt
und wenn gegen diese Ent-
scheidungen ein Gericht ange-
rufen werden kann.
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Artikel 38

Die Sache wird vor dea
Richter oder die auf Grund des
Artikels 37 bestimmte Behörde
gebracht, wenn nach Auffassung
des ersuchten Staates dem Voll-
streckungsersuchen stattzugeben
ist.

Artikel 39

(1) Vor der Entscheidung über
das Vollstreckungsersuchen gibt
der Richter dem Verurteilten
Gelegenheit zur Stellungnahme.
Verlangt der Verurteilte seine
Vernehmung, so erfolgt diese
entweder im Weg der Rechts-
hilfe oder persönlich durch den
Richter. Verlangt er ausdrück-
lich seine persönliche Verneh-
mung, so ist sie anzuordnen.

(2) Ist der Verurteilte, der seine
persönliche Vernehmung ver-
langt, im ersuchenden Staat in
Haft, so kann der Richter in
Abwesenheit des Verurteilten
über die Annahme des Voll-
streckungsersuchens entscheiden.
In diesem Fall wird die Ent-
scheidung über die in Artikel 44
vorgesehene Ersetzung der Sank-
tion ausgesetzt, bis der Verur-
teilte nach seiner Übergabe an
den ersuchten Staat die Möglich-
keit hat, vor dem Richter zu
erscheinen.

Artikel 40

(1) Der mit dem Verfahren
befaßte Richter oder die auf
Grund des Artikels 37 bestimmte
Behörde prüft,

a) ob die Sanktion, um deren
Vollstreckung ersucht wird,
durch ein Europäisches
Strafurteil verhängt worden
ist;

b) ob die Voraussetzungen
nach Artikel 4 erfüllt sind;

c) ob der Ablehnungsgrund
des Artikels 6 Buchstabe a
vorliegt und ob er die
Vollstreckung ausschließt;

d) ob die Vollstreckung nicht
gegen Artikel 7 verstößt;
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e) ob im Fall eines Abwesen-
heitsurteils oder einer Straf-
verfügung die Vorausset-
zungen nach Abschnitt 3
erfüllt sind.

(2) Jeder Vertragsstaat kann
dem Richter oder der auf Grund
des Artikels 37 bestimmten Be-
hörde die Prüfung anderer in
diesem Übereinkommen für die
Vollstreckung vorgesehener Vor-
aussetzungen übertragen.

Artikel 41

Gegen gerichtliche Entschei-
dungen, die nach diesem Ab-
schnitt im Hinblick auf die Voll-
streckung ergehen oder die auf
Einspruch gegen eine Entschei-
dung der auf Grund des Arti-
kels 37 bestimmten Behörde
getroffen werden, muß ein Rechts-
mittel vorgesehen sein.

Artikel 42

Die tatsächlichen Feststellun-
gen sind für den ersuchten
Staat bindend, soweit sie in der
Entscheidung dargelegt sind
oder ihr stillschweigend zu-
grunde liegen.

b) Besondere Bestimmungen
über die Vollstreckung frei-
heitsentziehender Sanktionen

Artikel 43

Ist der Verurteilte im ersu-
chenden Staat in Haft, so wird
er, vorbehaltlich entgegenstehen-
der Rechtsvorschriften dieses
Staates, dem ersuchten Staat
übergeben, sobald der ersuchen-
de Staat von der Annahme des
Vollstreckungsersuchens unter-
richtet worden ist.

Artikel 44

(1) Wird das Vollstreckungs-
ersuchen angenommen, so er-
setzt der Richter die im ersu-
chenden Staat verhängte frei-
heitsentziehende Sanktion durch
eine nach seinem eigenen Recht
wegen derselben Handlung vor-
gesehene Sanktion. Diese kann
im Rahmen des Absatzes 2 von
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anderer Art oder Dauer sein
als die im ersuchenden Staat
verhängte Sanktion. Liegt diese
unter dem nach dem Recht des
ersuchten Staates zulässigen Min-
destmaß, so ist der Richter
nicht an dieses gebunden, son-
dern verhängt eine Sanktion, die
der im ersuchenden Staat ver-
hängten entspricht.

(2) Bei der Festsetzung der
Sanktion darf der Richter die
strafrechtliche Lage des Ver-
urteilten, die sich aus der im
ersuchenden Staat ergangenen.
Entscheidung ergibt, nicht ver-
schärfen.

(3) Jede Freiheitsentziehung,
die der Verurteilte nach seiner
Verurteilung auf Grund der im
ersuchenden Staat verhängten
Sanktion erlitten oder in vor-
läufiger Haft verbracht hat, wird
voll angerechnet. Das gilt auch
für die Untersuchungshaft, die
der Verurteilte im ersuchenden
Staat vor seiner Verurteilung
erlitten hat, soweit das Recht
dieses Staates die Anrechnung
vorschreibt.

(4) Jeder Vertragsstaat kann
jederzeit beim Generalsekretär
des Europarats eine Erklärung
hinterlegen, die ihn auf Grund
dieses Übereinkommens berech-
tigt, eine freiheitsentziehende
Sanktion gleicher Art zu voll-
strecken wie die im ersuchenden
Staat verhängte, auch wenn deren
Dauer das in seinem Recht für
eine Sanktion dieser Art vor-
gesehene Höchstmaß übersteigt.
Diese Regelung darf jedoch nur
in den Fällen angewendet wer-
den, in denen nach dem Recht
dieses Staates wegen derselben
Handlung eine Sanktion ver-
hängt werden kann, die zu-
mindest die gleiche Dauer hat
wie die im ersuchenden Staat
verhängte, jedoch der Art nach
strenger ist. Die nach diesem
Absatz verhängte Sanktion kann,
wenn ihre Dauer und ihre
Zweckbestimmung es erfordern,
auch in einer Anstalt vollzogen
werden, die für den Vollzug
andersartiger Sanktionen be-
stimmt ist.
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c) Besondere Bestimmungen
für die Vollstreckung von
Geldstrafen oder Geldbußen

sowie von Einziehungen

Artikel 45

(1) Wird das Ersuchen um
Vollstreckung einer Geldstrafe,
einer Geldbuße oder der Ein-
ziehung eines Geldbetrages an-
genommen, so rechnet der Rich-
ter oder die auf Grund des
Artikels 37 bestimmte Behörde
den Betrag nach dem im Zeit-
punkt der Entscheidung gültigen
Wechselkurs in die Währungs-
einheit des ersuchten Staates um.
Dabei setzt er den Betrag der
Geldstrafe oder Geldbuße oder
den einzuziehenden Betrag fest;
das nach dem Recht dieses
Staates wegen derselben Hand-
lung festgesetzte Höchstmaß
oder, in Ermangelung eines sol-
chen, das Höchstmaß des in
diesem Staat wegen einer solchen
Handlung üblicherweise aufer-
legten Betrags darf jedoch nicht
überschritten werden.

(2) Dem Richter oder der auf
Grund des Artikels 37 bestimm-
ten Behörde steht es jedoch frei,
auch dann die Verurteilung zu
einer Geldstrafe, einer Geld-
buße oder einer Einziehung in
Höhe des im ersuchenden Staat
auferlegten Betrags aufrechtzu-
erhalten, wenn das Recht des
ersuchten Staates diese Sanktion
wegen derselben Handlung nicht
vorsieht, jedoch die Verhängung
schwererer Sanktionen zuläßt.
Dies gilt auch, wenn die vom
ersuchenden Staat verhängte
Sanktion das im Recht des er-
suchten Staates wegen derselben
Handlung vorgesehene Höchst-
maß übersteigt, dieses Recht
aber die Verhängung schwererer
Sanktionen zuläßt.

(3) Alle vom ersuchenden Staat
in bezug auf Zahlungstermin
oder Teilzahlungen gewährten
Erleichterungen werden vom er-
suchten Staat berücksichtigt.

Artikel 46

(1) Bezieht sich das Vollstrek-
kungsersuchen auf die Einzie-
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hung eines bestimmten Gegen-
stands, so kann der Richter
oder die auf Grund des Artikels
37 bestimmte Behörde die Ein-
ziehung nur anordnen, wenn sie
nach dem Recht des ersuchten
Staates wegen derselben Hand-
lung zulässig ist.

(2) Dem Richter oder der auf
Grund des Artikels 37 bestimm-
ten Behörde steht es frei, die
im ersuchenden Staat angeord-
nete Einziehung aufrechtzuer-
halten, wenn das Recht des
ersuchten Staates diese Sanktion
wegen derselben Handlung nicht
vorsieht, jedoch die Verhängung
schwererer Sanktionen zuläßt.

Artikel 47

(1) Gezahlte Geldstrafen und
Geldbußen sowie der Erlös aus
Einziehungen fließen, unbescha-
det der Rechte Dritter, dem er-
suchten Staat zu.

(2) Eingezogene Gegenstände,
die von besonderem Interesse
sind, können dem ersuchenden
Staat auf Verlangen überlassen
weiden.

Artikel 48

Ist eine Geldstrafe oder Geld-
buße uneinbringlich, so kann
der Richter des ersuchten Staates
ersatzweise eine freiheitsentzie-
hende Sanktion verhängen, wenn
das Recht beider Staaten dies für
einen solchen Fall vorsieht, es
sei denn, daß der ersuchende
Staat das Ersuchen ausdrücklich
auf die Vollstreckung der Geld-
strafe oder Geldbuße beschränkt
hat. Erkennt der Richter auf eine
ersatzweise freiheitsentziehende
Sanktion, so gilt folgendes:

a) Ist die Umwandhing der
Geldstrafe oder Geldbuße
in eine freiheitsentziehende
Sanktion bereits durch die
im ersuchenden Staat er-
gangene Verurteilung oder
unmittelbar im Recht dieses
Staates vorgeschrieben, so
setzt der Richter des er-
suchten Staates ihre Art
und Dauer nach seinen
eigenen Rechtsvorschriften
fest. Liegt die im ersuchen-
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den Staat bereits vorge-
schriebene freiheitsentzie-
hende Sanktion unter dem
nach dem Recht des er-
suchten Staates zulässigen
Mindestmaß, so ist der
Richter nicht an dieses
gebunden, sondern ver-
hängt eine Sanktion, die
der im ersuchenden Staat
vorgeschriebenen ent-
spricht. Bei der Festsetzung
der Sanktion darf der Rich-
ter die strafrechtliche Lage
des Verurteilten, die sich
aus der im ersuchenden
Staat ergangenen Entschei-
dung ergibt, nicht ver-
schärfen.

b) In allen anderen Fällen
nimmt der Richter des er-
suchten Staates die Um-
wandlung nach seinem ei-
genen Recht unter Beach-
tung des im Recht des er-
suchenden Staates vorge-
sehenen Rahmens vor.

d) Besondere Bestimmungen
für die Vollstreckung von

Aberkennungen

Artikel 49

(1) Wird ein Ersuchen um
Vollstreckung einer Aberken-
nung gestellt, so kann der im
ersuchenden Staat verhängten
Aberkennung nur dann Wirkung
zuerkannt werden, wenn das
Recht des ersuchten Staates die
Aberkennung wegen einer sol-
chen strafbaren Handlung vor-
sieht.

(2) Der mit der Sache befaßte
Richter prüft, ob es zweck-
mäßig ist, die Aberkennung im
Hoheitsgebiet seines Staates zu
vollstrecken.

Artikel 50

(1) Ordnet der Richter die
Vollstreckung der Aberkennung
an, so setzt er deren Dauer inner-
halb des im innerstaatlichen
Recht vorgesehenen Rahmens
fest; er darf jedoch den Rahmen
der im ersuchenden Staat er-
gangenen Entscheidung nicht
überschreiten.
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(2) Der Richter kann die Ab-
erkennung auf einen Teil der
Rechte beschränken, deren Ver-
lust oder Aussetzung ausge-
sprochen worden ist.

Artikel 51

Artikel 11 findet auf Aber-
kennungen keine Anwendung.

Artikel 52

Der ersuchte Staat hat das
Recht, den Verurteilten wieder
in die Rechte einzusetzen, die
ihm auf Grund einer in An-
wendung dieses Abschnitts ge-
troffenen Entscheidung aber-
kannt worden sind.

TITEL III

INTERNATIONALE WIR-
KUNGEN EUROPÄISCHER

STRAFURTEILE

ABSCHNITT 1

Ne bis in idem

Artikel 53

(1) Eine Person, gegen die ein
Europäisches Strafurteil ergan-
gen ist, darf wegen derselben
Handlung in einem anderen
Vertragsstaat weder verfolgt, ab-
geurteilt noch der Vollstreckung
einer Sanktion unterworfen wer-
den,

a) wenn sie freigesprochen
worden ist;

b) wenn die verhängte Sank-
tion

i) verbüßt wird oder gana
verbüßt worden ist,

ii) Gegenstand eines Gna-
denerweises oder einer
Amnestie war, die sich
auf die gesamte Sank-
tion oder auf deren
noch nicht vollstreck-
ten Teil bezieht, oder

iii) wegen Verjährung nicht
mehr vollstreckt werden
kann;

c) wenn der Richter die Schuld
des Täters festgestellt, aber
keine Sanktion verhängt
hat.
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(2) Ein Vertragsstaat ist jedoch
nicht verpflichtet, sofern er nicht
selbst um Verfolgung ersucht
hat, die „ne bis in idem"-Wir-
kung anzuerkennen, wenn die
der Entscheidung zugrunde lie-
gende Handlung von einer Per-
son, die ein öffentliches Amt
bekleidet, oder gegen eine solche
Person oder eine öffentliche Ein-
richtung oder Sache begangen
worden ist.

(3) Außerdem ist ein Vertrags-
staat, in dem die Handlung be-
gangen worden ist oder nach
dessen Recht sie als dort be-
gangen gilt, nicht verpflichtet,
die „ne bis in idem"-Wirkung
anzuerkennen, es sei denn, daß
er selbst um Verfolgung ersucht
hat.

Artikel 54

Wird eine neue Verfolgung
gegen eine Person eingeleitet,
die wegen derselben Handlung
in einem anderen Vertragsstaat
verurteilt worden ist, so wird
jede in Vollstreckung der Ent-
scheidung erlittene Freiheitsent-
ziehung auf die gegebenenfalls
verhängte Sanktion angerechnet.

Artikel 55

Dieser Abschnitt steht der
Anwendung weitergehender in-
nerstaatlicher Bestimmungen
über die „ne bis in idem"-Wir-
kung nicht entgegen, die aus-
ländischen Strafentscheidungen
beigemessen wird.

ABSCHNITT 2

Berücksichtigung

Artikel 56

Jeder Vertragsstaat trifft die
ihm geeignet erscheinenden ge-
setzgeberischen Maßnahmen, da-
mit seine Gerichte beim Erlaß
einer Entscheidung jedes frühere
wegen einer anderen strafbaren
Handlung in Anwesenheit des
Beschuldigten ergangene Euro-
päische Strafarteli berücksichti-
gen und diesem einzelne oder
alle Wirkungen beimessen kön-
nen, . die nach seinem Recht
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den in seinem Hoheitsgebiet er-
gangenen Entscheidungen zu-
kommen. Er bestimmt die Vor-
aussetzungen, unter denen dieses
Urteil berücksichtigt wird.

Artikel 57

Jeder Vertragsstaat trifft die
ihm geeignet erscheinenden ge-
setzgeberischen Maßnahmen, da-
mit ein in Anwesenheit des Be-
schuldigten ergangenes Europä-
isches Strafurteil berücksichtigt
werden kann, um die Aberken-
nungen, die nach seinem Recht
mit den in seinem Hoheitsgebiet
ergangenen Entscheidungen ver-
bunden sind, ganz oder teil-
weise zur Anwendung zu brin-
gen. Er bestimmt die Voraus-
setzungen, unter denen dieses
Urteil berücksichtigt wird.

TITEL IV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 58

(1) Dieses Übereinkommen
liegt für die im Ministerkomitee
des Europarats vertretenen Mit-
gliedstaaten zur Unterzeichnung
auf. Es bedarf der Ratifikation
oder der Annahme. Die Ratifika-
tions- oder Annahmeurkunden
werden beim Generalsekretär des
Europarats hinterlegt.

(2) Das Übereinkommen tritt
drei Monate nach Hinterlegung
der dritten Ratifikations- oder
Annahmeurkunde in Kraft.

(3) Für jeden Unterzeichner-
staat, der das Übereinkommen
später ratifiziert oder annimmt,
tritt es drei Monate nach Hinter-
legung seiner Ratifikations- oder
Annahmeurkunde in Kraft.

Artikel 59

(1) Nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens kann das Mi-
nisterkomitee des Europarats je-
den Nichtmitgliedstaat einladen,
dem Übereinkommen beizutre-
ten. Die Entschließung über
diese Einlädung bedarf der ein-
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stimmigen Billigung der Rats-
mitglieder, die das Überein-
kommen ratifiziert haben.

(2) Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde beim Generalsekretär des
Europarats; die Urkunde wird
drei Monate nach ihrer Hinter-
legung wirksam.

Artikel 60

(1) Jeder Vertragsstaat kann
bei der Unterzeichnung oder
bei der Hinterlegung seiner Ra-
tifikations-, Annahme- oder Bei-
trittsurkunde einzelne oder
mehrere Hoheitsgebiete be-
zeichnen, auf die dieses Über-
einkommen Anwendung findet.

(2) Jeder Vertragsstaat kann
bei der Hinterlegung seiner Ra-
tifikations-, Annahme- oder Bei-
trittsurkunde oder jederzeit da-
nach durch eine an den General-
sekretär des Europarats gerich-
tete Erklärung dieses Überein-
kommen auf jedes weitere in der
Erklärung bezeichnete Hoheits-
gebiet erstrecken, dessen inter-
nationale Beziehungen er wahr-
nimmt oder für das er Verein-
barungen treffen kann.

(3) Jede nach Absatz 2 abge-
gebene Erklärung kann in bezug
auf jedes darin genannte Hoheits-
gebiet nach Maßgabe des Ar-
tikels 66 zurückgenommen wer-
den.

Artikel 61

(1) Jeder Vertragsstaat kann
bei der Unterzeichnung oder
bei der Hinterlegung seiner Ra-
tifikations-, Annahme- oder Bei-
trittsurkunde erklären, daß er
von einem oder mehreren der
in Anlage I vorgesehenen Vor-
behalte Gebrauch macht.

(2) Jeder Vertragsstaat kann
einen von ihm nach Absatz 1
gemachten Vorbehalt durch eine
an den Generalsekretär des Euro-
parats gerichtete Erklärung ganz
oder teilweise zurücknehmen;
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die Erklärung wird mit ihrem
Eingang wirksam.

(3) Ein Vertragsstaat, der einen
Vorbehalt zu einer Bestimmung
dieses Übereinkommens gemacht
hat, kann nicht verlangen, daß
ein anderer Staat diese Bestim-
mung anwendet; er kann jedoch,
wenn es sich um einen Teilvor-
behalt oder einen bedingten
Vorbehalt handelt, die Anwen-
dung der betreffenden Bestim-
mung insoweit verlangen, wie
er selbst sie angenommen hat.

Artikel 62

(1) Jeder Vertragsstaat kann
jederzeit durch eine an den Ge-
neralsekretär des Europarats ge-
richtete Erklärung die Rechts-
vorschriften bekanntgeben, die
in Anlage II oder III aufzuneh-
men sind.

(2) Jede Änderung der in An-
lage II oder III aufgeführten
innerstaatlichen Vorschriften,
durch welche die in diesen An-
lagen enthaltenen Angaben un-
richtig werden, ist dem General-
sekretär des Europarats zu noti-
fizieren.

(3) In Anwendung der Ab-
sätze 1 und 2 an Anlage II oder
III vorgenommene Änderungen
werden für jeden Vertragsstaat
einen Monat nach ihrer Notifika-
tion durch den Generalsekretär
des Europarats wirksam.

Artikel 63

(1) Jeder Vertragsstaat über-
mittelt bei der Hinterlegung sei-
ner Ratifikations-, Annahme-
oder Beitrittsurkunde dem Ge-
neralsekretär des Europarats alle
für die Anwendung dieses Über-
einkommens sachdienlichen Aus-
künfte über die in diesem Staat
anwendbaren Sanktionen und
ihre Vollstreckung.

(2) Jede spätere Änderung,
durch die nach Absatz 1 über-
mittelte Auskünfte unrichtig wer-



1982 101. Stück — Ausgegeben am 26. Juni 1980 — Nr. 249

den, wird ebenfalls dem General-
sekretär des Europarats mitge-
teilt.

Artikel 64

(1) Dieses Übereinkommen be-
rührt weder Rechte und Pflichten
aus Auslieferungsverträgen und
mehrseitigen internationalen
Übereinkünften über besondere
Sachgebiete noch Bestimmungen
betreffend Sachgebiete, die in
diesem Übereinkommen behan-
delt werden und in anderen zwi-
schen den Vertragsstaaten be-
stehenden Übereinkünften ent-
halten sind.

(2) Die Vertragsstaaten können
untereinander zwei- oder mehr-
seitige Übereinkünfte über Fra-
gen, die in diesem Überein-
kommen geregelt sind, nur zu
dessen Ergänzung oder zur Er-
leichterung der Anwendung der
darin enthaltenen Grundsätze
schließen.

(3) Wenn jedoch zwei oder
mehr Vertragsstaaten ihre Be-
ziehungen auf der Grundlage
einheitlicher Rechtsvorschriften
oder eines besonderen Systems
geordnet haben oder ordnen,
sind sie berechtigt, ungeachtet
dieses Übereinkommens ihre
wechselseitigen Beziehungen auf
diesem Gebiet ausschließlich nach
diesen Systemen zu regeln.

(4) Vertragsstaaten, die auf
Grund des Absatzes 3 in ihren
wechselseitigen Beziehungen die
Anwendung dieses Übereinkom-
mens ausschließen, notifizieren
dies dem Generalsekretär des
Europarats.

Artikel 65

Das Europäische Komitee für
Strafrechtsfragen des Europa-
rats wird die Durchführung die-
ses Übereinkommens verfolgen;
soweit erforderlich, erleichtert
es die gütliche Behebung aller
Schwierigkeiten, die sich aus
der Durchführung des Überein-
kommens ergeben könnten.
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Artikel 66

(1) Dieses Übereinkommen
bleibt auf unbegrenzte Zeit in
Kraft.

(2) Jeder Vertragsstaat kann
dieses Übereinkommen durch
eine an den Generalsekretär des
Europarats gerichtete Notifika-
tion für sich kündigen.

(3) Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Noti-
fikation beim Generalsekretär
wirksam.

Artikel 67

Der Generalsekretär des Euro-
parats notifiziert den im Mi-
nisterkomitee des Europarats ver-
tretenen Mitgliedstaaten und je-
dem Staat, der diesem Überein-
kommen beigetreten ist,

a) jede Unterzeichnung;
b) jede Hinterlegung einer Ra-

tifikations-, Annahme- oder
Beitrittsurkunde;

c) jeden Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Über-
einkommens nach seinem
Artikel 58;

d) jede nach Artikel 19 Ab-
satz 2 eingegangene Erklä-
rung;

e) jede nach Artikel 44 Ab-
satz 4 eingegangene Erklä-
rung;

f) jede nach Artikel 60 einge-
gangene Erklärung;

g) jeden nach Artikel 61 Ab-
satz 1 gemachten Vorbehalt
und die Zurücknahme eines
solchen Vorbehalts;

h) jede nach Artikel 62 Ab-
satz 1 eingegangene Erklä-
rung und jede spätere nach
Artikel 62 Absatz 2 ein-
gegangene Notifikation;

i) jede nach Artikel 63 Ab-
satz 1 eingegangene Aus-
kunft und spätere nach Ar-
tikel 63 Absatz 2 einge-
gangene Notifikation;
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j) jede Notifikation über die
auf Grund des Artikels 64
Absatz 2 geschlossenen
zwei- oder mehrseitigen
Übereinkünfte oder über
die auf Grund des Artikels
64 Absatz 3 eingeführten
einheitlichen Rechtsvor-
schriften;

k) jede nach Artikel 66 einge-
gangene Notifikation und
den Zeitpunkt, zu dem die
Kündigung wirksam wird.

Artikel 68

Dieses Übereinkommen und
die auf Grund desselben zulässi-
gen Erklärungen und Notifika-
tionen finden nur auf die Voll-
streckung von Entscheidungen
Anwendung, die ergangen sind,
nachdem das Übereinkommen
zwischen den beteiligten Ver-
tragsstaaten in Kraft getreten ist.

Zu Urkund dessen haben die
hiezu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Übereinkom-
men unterschrieben.

Geschehen zu Den Haag am
28. Mai 1970, in englischer und
französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist, in einer Ur-
schrift, die im Archiv des Euro-
parats hinterlegt wird. Der
Generalsekretär des Europarats
übermittelt allen Unterzeichner-
staaten und allen beitretenden
Staaten beglaubigte Abschriften.

ANLAGE I

Jeder Vertragsstaat kann er-
klären, daß er sich das Recht
vorbehält,

a) die Vollstreckung abzuleh-
nen, wenn sich die Verur-
teilung nach seiner Auf-
fassung auf eine fiskalische
oder religiöse strafbare
Handlung bezieht;

b) die Vollstreckung einer
Sanktion wegen einer
Handlung abzulehnen, für.
deren Ahndung nach dem
Recht des ersuchten Staates



101. Stück — Ausgegeben am 26. Juni 1980 — Nr. 249 1985

ausschließlich eine Verwal-
tungsbehörde zuständig ge-
wesen wäre;

c) die Vollstreckung eines
Europäischen Strafurteils
abzulehnen, das die Be-
hörden des ersuchenden
Staates in einem Zeitpunkt
erlassen haben, in dem die
Verfolgung wegen der dem
Urteil zugrunde liegenden
strafbaren Handlung nach
seinem Recht infolge Ver-
jährung ausgeschlossen ge-
wesen wäre;

d) die Vollstreckung von Ab-
wesenheitsurteilen oder
Strafverfügungen oder bei-
der Arten von Entschei-
dungen abzulehnen;

e) die Anwendung des Ar-
tikels 8 in den Fällen, in
denen der Vertragsstaat
eine ursprüngliche Zustän-
digkeit hat, abzulehnen und
nur die Gleichwertigkeit
der die Verjährung unter-
brechenden oder hem-
menden Maßnahmen an-
zuerkennen, die im ersu-
chenden Staat vorgenom-
men worden sind;

f) nur einen der beiden Ab-
schnitte des Titels III anzu-
wenden.

ANLAGE II

Liste der Zuwiderhandlungen,
die nicht unter das Strafrecht

fallen

Den nach strafrechtlichen Be-
stimmungen strafbaren Hand-
lungen sind folgende Zuwider-
handlungen gleichzustellen:

— in Frankreich:
jedes unrechtmäßige Verhal-
ten, das eine Zuwiderhand-
lung gegen Vorschriften zum
Schutz der Hauptverkehrs-
wege (« contravention de
grande voirie ») darstellt;

— in der Bundes-
republik Deutschland
jedes unrechtmäßige Verhal-
ten, für welches das durch
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das Gesetz über Ordnungs-
widrigkeiten vom 24. Mai
1968 eingeführte Verfahren
vorgesehen ist (BGBl. 1968
I S. 481);

— in Italien:
jedes unrechtmäßige Verhal-
ten, auf welches das Gesetz
Nr. 317 vom 3. März 1967
Anwendung findet.

ANLAGE III

Liste der „Strafverfügungen"

ÖSTERREICH

Strafverfügung (§§ 460—462
der Strafprozeßordnung).

DÄNEMARK

Bødeforelaeg oder Udenretlig
bødevedtagelse (Artikel 931 des
Gerichtsorganisationsgesetzes).

FRANKREICH

1. Amende de composition
(Artikel 524—528 der
Strafprozeßordnung und
Artikel R 42—R 50).

2. Ordonnance pénale, die
nur in den Departements
Bas-Rhin, Haut-Rhin und
Moselle angewendet wird.

BUNDESREPUBLIK
DEUTSCHLAND

1. Strafbefehl (§§ 407—412
der Strafprozeßordnung).

2. Strafverfügung (§ 413 der
Strafprozeßordnung).

3. Bußgeldbescheid (§§ 65—
66 des Gesetzes vom
24. Mai 1968 — BGBl.
1968 I S. 481).

ITALIEN

1. Decreto penale (Artikel
506—510 der Straf-
prozeßordnung).
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2. Decreto penale auf dem
Gebiet der öffentlichen
Abgaben (Gesetz vom
7. Jänner 1929, Nr. 4).

3. Decreto penale auf dem
Gebiet der Schiffahrt
(Artikel 1242—1243 des
Schiffahrtsgeset2es).

4. Entscheidung auf Grund
des Gesetzes Nr. 317 vom
3. März 1967.

LUXEMBURG

1. Ordonnance pénale (Ge-
setz vom 31. Juli 1924
betreffend die Organisa-
tion der „Strafverfügun-
gen").

2. Ordonnance pénale (Ar-
tikel 16 des Gesetzes vom
14. Februar 1955 betref-
fend die Regelung des
Verkehrs auf allen öffent-
lichen Straßen).

NORWEGEN

1. Forelegg (Artikel 287—
290 des Gesetzes über
den Strafprozeß).

2. Forenklet forelegg (Ar-
tikel 31 B der Straßen-
verkehrsordnung vom
18. Juni 1965).

SCHWEDEN

1. Strafföreläggande (Ka-
pitel 48 der Prozeßord-
nung).

2. Föreläggande av ordnings-
bot (Kapitel 48 der Pro-
zeßordnung).

SCHWEIZ

1. Strafbefehl (Aargau, Basel-
Land, Basel-Stadt, Schaff-
hausen, Schwyz, Uri,
Zug, Zürich).
Ordonnance pénale (Frei-
burg, Wallis).

2. Strafantrag (Nidwaiden).

3. Strafbescheid (St. Gallen).
4. Strafmandat (Bern, Grau-

bünden, Solothürn, Ob-
walden).
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5. Strafverfügung (Appen-
zell-Ausserrhoden, Glarus,
Schaffhausen, Thurgau).

6. Abwandlungserkenntnis
(Luzern).

7. Bussenentscheid (Appen-
zell-Innerrhoden).

8. Ordonnance de condam-
nation (Waadt).

9. Mandat de répression
(Neuenburg).

10. Avis de contravention
(Genf, Waadt).

11. Prononcé préfectoral
(Waadt).

12. Prononcé de contraven-
tion (Wallis).

12. Decreto di accusa (Tessin).

TÜRKEI

Ceza Kararnamesi (Artikel
386—391 der Strafprozeßord-
nung) und alle Entscheidungen,
mit welchen die Verwaltungsbe-
hörden Sanktionen verhängen.

(Übersetzung)

ERKLÄRUNGEN UND VORBEHALTE
ÖSTERREICHS ZUM EUROPÄISCHEN
ÜBEREINKOMMEN ÜBER DIE INTER-
NATIONALE GELTUNG VON STRAF-

URTEILEN

1. Erklärungen:

a) zu Art. 6 lit. m:
Österreich wird die Vollstreckung ablehnen,
soweit das Urteil eine Aberkennung aus-
spricht.

b) zu Art. 19 Abs. 2:
Vollstreckungsersuchen und deren Beilagen
müssen — unbeschadet der Bestimmung
des Art. 19 Abs. 3 —, sofern sie nicht in
deutscher, französischer oder englischer
Sprache abgefaßt sind, mit einer Über-
setzung in eine dieser Sprachen versehen
sein.

2. Vorbehalte:

a) Österreich wird die Vollstreckung ablehnen,
wenn sich die Verurteilung nach seiner Auf-
fassung auf eine fiskalische strafbare Hand-
lung bezieht. Als fiskalische strafbare Hand-
lungen werden von Österreich alle jene
strafbaren Handlungen angesehen, die in
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der Verletzung von Abgaben-, Steuer-,
Zoll-, Monopol- und Devisenvorschriften
oder von Vorschriften über die Ausfuhr,
Einfuhr und Durchfuhr sowie die Bewirt-
schaftung von Waren bestehen [Anlage I,
lit. a)].

b) Österreich wird die Vollstreckung einer
Sanktion wegen einer Handlung ablehnen,
für deren Ahndung nach österreichischem
Recht ausschließlich die Verwaltungsbe-
hörde zuständig gewesen wäre [Anlage I,
lit. b)].

c) Österreich wird die Vollstreckung eines
europäischen Strafurteils ablehnen, das die
Behörden des ersuchenden Staates in einem
Zeitpunkt erlassen haben, in dem die Ver-
folgung wegen der dem Urteil zugrunde
liegenden strafbaren Handlung nach öster-
reichischem Recht infolge Verjährung aus-
geschlossen gewesen wäre [Anlage I, lit. c)].

d) Österreich wird die Vollstreckung von
Abwesenheitsurteilen und von Strafverfü-
gungen ablehnen [Anlage I, lit. d)].

e) Österreich wird die Anwendung des Art. 8
in den Fällen, in denen eine ursprüngliche
österreichische Zuständigkeit besteht, ab-
lehnen und nur die Gleichwertigkeit der die
Verjährung unterbrechenden oder hemmen-
den Maßnahmen anerkennen, die im er-
suchenden Staat vorgenommen worden
sind [Anlage I, lit. e)].

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Rati-
fikationsurkunde wurde am 1. April 1980 hinterlegt; das Vertragswerk tritt gemäß Art. 58
Abs. 3 des Übereinkommens für Österreich am 1. Juli 1980 in Kraft.

Nach den bis 1. Mai 1980 eingelangten Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarates
sind außer Österreich Dänemark, Norwegen, Schweden, Türkei und Zypern Vertragsstaaten des
Vertragswerkes.

Diese Staaten haben anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunden folgende Vor-
behalte erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

DÄNEMARK

Erklärungen

Zu Art. 19 Abs. 2:
Dänemark verlangt, daß die Ersuchen und

beigefügten Schriftstücke mit einer Übersetzung
in die dänische oder englische Sprache versehen
werden.

Zu Art. 60 Abs. 1:
Dieses Übereinkommen soll derzeit auf die

Faroer-Inseln und Grönland nicht Anwendung
finden.

Zu Art. 64:
Dieses Übereinkommen soll für die Voll-

streckung von Geldstrafen, von leichten und
schweren Freiheitsstrafen sowie für die Einziehung

zwischen Dänemark, Finnland, Norwegen und
Schweden insoweit nicht zur Anwendung kom-
men, als in diesen vier Staaten bereits überein-
stimmende Gesetze darüber bestehen.

NORWEGEN
I. Vorbehalt

Wir ratifizieren hiemit dieses Übereinkommen
und erklären, daß Titel III Abschnitt 1 des Über-
einkommens insoweit nicht angewendet werden
wird, als die Bestimmungen dieses Abschnittes
die Durchführung eines Strafverfahrens in Nor-
wegen wegen einer strafbaren Handlung aus-
schließen, die von einer Person begangen wurde,
die zum Zeitpunkt der Begehung der strafbaren
Handlung norwegischer Staatsangehöriger war
oder die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in
Norwegen hatte.
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II. Erklärungen

Zu Axt. 19 Abs. 2:

Norwegen verlangt, daß die Ersuchen und
beigefügten Schriftstücke mit einer Übersetzung
in die norwegische oder englische Sprache ver-
sehen werden.

Zu Art. 60 Abs. 1:

Dieses Übereinkommen soll auch für Bouvet
Island, Peter I's Island und Queen Maud Land
Anwendung finden.

Zu Art. 64 Abs. 3 (vgl. Art. 67):

Dieses Übereinkommen findet im Verhältnis
zwischen Norwegen und den anderen nordischen
Staaten, die Mitgliedstaaten dieses Überein-
kommens sind, nicht Anwendung, es sei denn,
daß die Vollstreckung eines Strafurteiles durch
Gesetze der nordischen Staaten betreffend die
Vollstreckung nicht geregelt ist.

Zu Art. 63 Abs. 1 :

Liste der in Norwegen angewendeten und voll-
streckten Sanktionen

1. Geldstrafen:
Geldstrafen werden direkt vom Gericht in

festen Beträgen verhängt. Es gibt keine gesetz-
liche Höchstgrenze für Geldstrafen.

2. Einziehung:
Jeder Vorteil, der durch eine strafbare Hand-

lung erlangt wurde, ein durch eine strafbare
Handlung erlangter Gegenstand oder der Erlös
eines solchen sowie jeder Gegenstand, mit dem
eine strafbare Handlung begangen wurde, kann
eingezogen werden. Ebenso kann ein Gegenstand,
der im Hinblick auf seine Beschaffenheit und
andere wesentliche Umstände die Gefahr in sich
birgt, daß er zur Begehung einer strafbaren
Handlung verwendet werden könnte, eingezogen
werden.

3. Aberkennung:

Eine strafgerichtliche Verurteilung zieht keine
Aberkennung nach sich, sofern dies nicht aus-
drücklich im Urteil angeordnet wird. Aberken-
nungen können im Verlust eines Regierungs-
oder anderen öffentlichen Amtes oder einer ande-
ren Stellung, im Verlust eines zivilen Standes,
des Rechtes auf Vornahme bestimmter Hand-
lungen, des Rechtes zur Ableistung des Militär-
dienstes oder des öffentlichen Wahlrechtes be-
stehen.

Die Aufhebung oder Aberkennung einer
Fahrerlaubnis oder bestimmter anderer Be-
willigungen ist eine Angelegenheit des Verwal-
tungsrechts, womit sich die Strafgerichte im
allgemeinen nicht befassen.

4. Mit Freiheitsentziehung verbundene Sank-
tionen sind:

Gefängnis, vorbeugende Maßnahmen, Arrest
und Freiheitsentzug.

a) Gefängnis kann entsprechend den auf die
zu beurteilende strafbare Handlung anwend-
baren Bestimmungen auf Lebensdauer oder
auf bestimmte Zeit verhängt werden. Die
allgemeinen Bestimmungen über die Mindest-
und Höchstdauer der Gefängnisstrafe legen
fest, daß Gefängnis nicht für einen kürzeren
Zeitraum als 21 Tage und nicht für einen
längeren Zeitraum als 15 Jahre, und, im
Fall des Zusammentreffens strafbarer Hand-
lungen, als 20 Jahre verhängt werden kann.
Strafgefangene, die eine zeitliche Gefängnis-
strafe verbüßen, können nach Ablauf von
2/3 dieser Gefängnisstrafe oder, wenn be-
sondere Umstände es rechtfertigen, nach
Verbüßung der Hälfte der Gefängnisstrafe
bedingt entlassen werden. Sie dürfen in
keinem Fall vor Verbüßung von 4 Monaten
der Gefängnisstrafe entlassen werden.
Ein Strafgefangener, der eine lebenslange
Gefängnisstrafe verbüßt, kann nach Ver-
büßung von 12 Jahren dieser Strafe bedingt
entlassen werden.
Eine weitere Verkürzung der verhängten
Gefängnisstrafe kann im Wege der Begna-
digung durch den König erfolgen.

b) Vorbeugende Maßnahmen können unter
bestimmten Voraussetzungen für geistig ab-
norme Täter oder über Personen angeordnet
werden, die mangels Zurechnungsfähigkeit
nicht bestraft werden können. Die Anhaltung
zur Durchführung solcher mit Freiheitsent-
ziehung verbundener vorbeugender Maß-
nahmen erfolgt in einem Krankenhaus, einer
Einrichtung unter der Verwaltung der Voll-
zugsbehörden oder in einer gewöhnlichen
Vollzugsanstalt.

c) Arrest kann über Militärpersonen verhängt
werden, die wegen einer militärischen
strafbaren Handlung verurteilt wurden.
Arrest kann in der Dauer von einem bis
zu 60 Tagen, im Fall des Zusammentreffens
strafbarer Handlungen bis zu 90 Tagen
verhängt werden.

d) Freiheitsentzug kann wegen politischer straf-
barer Handlungen angeordnet werden, wird
jedoch praktisch nicht angewendet.

SCHWEDEN

I. Vorbehalt

Schweden nimmt Abschnitt 1 des Titels III
des Übereinkommens insoweit nicht an, als die
Bestimmungen dieses Abschnittes das Verbot
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der Verfolgung in Schweden wegen strafbarer
Handlungen, die nach schwedischem Recht mit
einer Freiheitsstrafe von mindestens vier Jahren
bedroht sind, oder das Verbot der Vollstreckung
einer Sanktion in Schweden beinhalten, die wegen
einer in Schweden begangenen strafbaren Hand-
lung verhängt wurde.

II. Erklärungen

Zu Art. 15 Abs. 3:

Vollstreckungsersuchen und die zur Anwen-
dung des Übereinkommens notwendigen Mit-
teilungen müssen auf dem diplomatischen Weg
übermittelt werden.

Zu Art. 19 Abs. 2:

Vollstreckungsersuchen und die beigefügten
Schriftstücke müssen, sofern sie nicht in dänischer,
norwegischer oder schwedischer Sprache abge-
faßt sind, mit einer Übersetzung in die schwedische
oder englische Sprache versehen sein.

Zu Art. 64 Abs. 3:

Dieses Übereinkommen findet im Verhältnis
zwischen Schweden und den anderen nordischen
Staaten, die Mitgliedstaaten dieses Übereinkom-
mens sind, nicht Anwendung, es sei denn, daß
die Vollstreckung eines Strafurteiles durch Ge-
setze der nordischen Staaten betreffend die Voll-
streckung nicht geregelt ist.

TÜRKEI

I. Vorbehalte

Entsprechend Art. 61 Abs. 1 erklärt die Türkei,
daß sie von den in lit. a) und e) des Anhanges I
zum Übereinkommen vorgesehenen Vorbehalten
Gebrauch macht.

II. Erklärungen

Entsprechend Art. 15 Abs. 3 sollen Voll-
streckungsersuchen und die zur Anwendung
des Übereinkommens notwendigen Mitteilungen
auf dem diplomatischen Weg übermittelt wer-
den.

Entsprechend Art. 19 Abs. 2 erklärt die Türkei,
daß sie sich das Recht vorbehält zu verlangen,
daß ihr übermittelte Ersuchen und die beige-
fügten Schriftstücke mit einer Übersetzung in die
türkische Sprache versehen sein müssen.

Entsprechend Art. 44 Abs. 4 erklärt die Türkei,
daß sie sich das Recht vorbehält, eine freiheits-
entziehende Sanktion gleicher Art zu vollstrecken
wie die im ersuchenden Staat verhängte, auch
wenn deren Dauer das nach türkischem Recht
für eine Sanktion dieser Art vorgesehene Höchst-
maß übersteigt.

ZYPERN

Entsprechend Art. 61 Abs. 1 erklärt die
Regierung Zyperns, von den in lit. a), b) und d)
des Anhanges I zum Übereinkommen vorge-
sehenen Vorbehalten Gebrauch zu machen.

Kreisky

250.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anlagen, Erklärungen und Vorbehalten

wird genehmigt.
(Übersetzung)

EUROPÄISCHES ÜBER-
EINKOMMEN ÜBER DIE
ÜBERTRAGUNG DER

STRAFVERFOLGUNG

Die Mitgliedstaaten des Euro-
parats, die dieses Übereinkom-
men unterzeichnen —

von der Erwägung geleitet,
daß es das Ziel des Europarats
ist, eine engere Verbindung
zwischen seinen Mitgliedern her-
beizuführen;

in dem Bestreben, die von
ihnen auf dem Gebiet des Straf-
rechts bereits geleistete Arbeit
zu ergänzen, um Zuwiderhand-
lungen gerechter und wirksamer
ahnden zu können;

in der Erwägung, daß es zu
diesem Zweck nützlich ist, im
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Geist gegenseitigen Vertrauens
die Verfolgung von Zuwider-
handlungen auf internationaler
Ebene sicherzustellen und dabei
vor allem die Nachteile von
Meinungsverschiedenheiten über
die Zuständigkeit zu vermei-
den —

sind wie folgt übereingekom-
men:

TITEL I

Begriffsbestimmungen
ARTIKEL 1

Im Sinn dieses Übereinkom-
mens

a) umfaßt der Ausdruck
„strafbare Handlung" die
nach strafrechtlichen Be-
stimmungen strafbaren
Handlungen sowie Hand-
lungen, die in den in An-
lage III aufgeführten ge-
setzlichen Vorschriften be-
zeichnet sind, vorausge-
setzt, daß der Betrof-
fene — wenn eine Verwal-
tungsbehörde für die Ahn-
dung der Zuwiderhand-
lung zuständig ist — die
Möglichkeit hat, die Sache
vor ein Gerächt zu brin-
gen;

b) bezeichnet der Ausdruck
„Sanktion" jede Strafe
oder Maßnahme, die we-
gen einer strafbaren Hand-
lung oder einer Zuwider-
handlung gegen die in An-
lage III aufgeführten ge-
setzlichen Vorschriften
verwirkt oder ausgespro-
chen, worden ist.

TITEL II

Zuständigkeit

ARTIKEL 2
(1) Für die Anwendung dieses
Übereinkommens ist jeder Ver-
tragsstaat befugt, eine strafbare
Handlung, auf die das Strafrecht
eines anderen Vertragsstaates
Anwendung findet, nach seinem
eigenen Strafrecht zu verfolgen.

(2) Die einem Vertragsstaat
ausschließlich nach Absatz 1 ein-
geräumte Befugnis kann nur auf
Grund eines von einem anderen
Vertragsstaat gestellten Verfol-
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gungsersüchens ausgeübt wer-
den.

ARTIKEL 3
Jeder Vertragsstaat, der nach

seinem Recht für die Verfolgung
einer strafbaren Handlung zu-
ständig ist, kann für die An-
wendung dieses Übereinkom-
mens auf die Einleitung der Ver-
folgung verzichten oder sie ein-
stellen, wenn der Beschuldigte
wegen derselben Tat von einem
anderen Vertragsstaat verfolgt
wird oder verfolgt werden soll.
Im Hinblick auf Artikel 21 Ab-
satz 2 ist die Entscheidung über
den Verzicht auf die Verfolgung
oder über deren Einstellung bis
zum Vorliegen einer rechtskräf-
tigen Entscheidung im anderen
Vertragsstaat nur vorläufig.

ARTIKEL 4
Der ersuchte Staat stellt eine

ausschließlich auf Artikel 2 be-
ruhende Verfolgung ein, wenn
nach seiner Kenntnis der Straf-
anspruch nach dem Recht des er-
suchenden Staates aus einem an-
deren Grund als dem der Ver-
jährung erloschen ist, auf die
sich vor allem die Artikel 10
Buchstabe c, 11 Buchstaben f
und g, 22, 23 und 26 beziehen.

ARTIKEL 5

Titel III beschränkt nicht die
Zuständigkeit zur Verfolgung,
die der ersuchte Staat nach sei-
nem innerstaatlichen Recht hat.

TITEL III

Übertragung der Verfolgung

Abschnitt 1:
Verfolgungsersuchen

ARTIKEL 6

(1) Ist eine Person beschuldigt,
nach dem Recht eines Vertrags-
staates eine strafbare Handlung
begangen zu haben, so kann die-
ser Staat einen anderen Ver-
tragsstaat ersuchen, in den in
diesem Übereinkommen vorge-
sehenen Fällen und unter den
darin bezeichneten Vorausset-
zungen die Verfolgung durchzu-
führen.



1994 101. Stück — Ausgegeben am 26. Juni 1980 — Nr. 250

(2) Kann eia Vertragsstaat
einen anderen Vertragsstaat
nach diesem Übereinkommen
um Verfolgung ersuchen, so ha-
ben die zuständigen Behörden
des erstgenannten Staates diese
Möglichkeit in Betracht zu zie-
hen.

ARTIKEL 7
(1) Di« Verfolgung kann im
ersuchten Staat nur durchge-
führt werden, wenn die dem
Ersuchen zugrunde liegende Tat
im Fall der Begehung in diesem
Staat eine strafbare Handlung
darstellen und der Täter auch
nach dem Recht dieses Staates
eine Sanktion verwirkt haben
würde.

(2) Wurde die strafbare Hand-
lung von einer Person, die im
ersuchenden Staat ein öffentli-
ches Amt bekleidet, oder gegen
eine solche Person oder eine öf-
fentliche Einrichtung oder Sache
in diesem Staat begangen, so
wird sie im ersuchten Staat so
angesehen, als sei sie von einer
Person, die in diesem Staat ein
öffentliches Amt bekleidet, oder
gegen eine Person, Einrichtung
oder Sache begangen worden,
die dort der von der strafbaren
Handlung betroffenen ent-
spricht.

ARTIKEL 8
(1) Ein Vertragsstaat kann
einen anderen Vertragsstaat um
Verfolgung in einem oder meh-
reren der folgenden Fälle ersu-
chen:

a) wenn der Beschuldigte sei-
nen gewöhnlichen Aufent-
halt im ersuchten Staat
hat;

b) wenn der Beschuldigte An-
gehöriger des ersuchten
Staates oder wenn dieser
Staat sein Herkunftsstaat
ist;

c) wenn der Beschuldigte im
ersuchten Staat eine frei-
heitsentziehende Sanktion
verbüßt oder zu verbüßen
hat;

d) wenn der Beschuldigte im
ersuchten Staat wegen der-
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selben oder wegen einer
anderen strafbaren Hand-
lung verfolgt wird;

e) wenn er der Auffassung
ist, daß die Übertragung
der Verfolgung im Inter-
esse der Wahrheitsfindung
liegt und daß sich insbe-
sondere die wichtigsten
Beweismittel im ersuchten
Staat befinden;

f) wenn nach seiner Auffas-
sung die Vollstreckung
einer etwaigen Verurtei-
lung im ersuchten Staat
geeignet ist, die Wieder-
eingliederung des Verur-
teilten in die Gesellschaft
zu erleichtern;

g) wenn nach seiner Auffas-
sung die Anwesenheit des
Beschuldigten in der
Hauptverhandlung im er-
suchten, nicht aber im er-
suchendien Staat gewähr-
leistet werden kann;

h) wenn er der Auffassung
ist, daß er eine etwaige
Verurteilung — auch
durch Erwirkung der Aus-
lieferung — nicht selbst
vollstrecken kann und daß
der ersuchte Staat dazu in
der Lage ist.

(2) Ist der Beschuldigte in
einem Vertragsstaat rechtskräf-
tig verurteilt worden, so kann
dieser Staat um Übernahme der
Verfolgung in einem oder meh-
reren der in Absatz 1 vorgese-
henen Fälle nur ersuchen, wenn
er die Sanktion — auch durch
Erwirkung der Auslieferung —
nicht selbst vollstrecken kann
und wenn der andere Vertrags-
staat ausländische Urteile grund-
sätzlich nicht vollstreckt oder
die Vollstreckung des betreffen-
den Urteils ablehnt.

ARTIKEL 9
(1) Die zuständigen Behörden
des ersuchten Staates prüfen ein
ihnen in Anwendung der vor-
stehenden Artikel zugegangenes
Verfolgungsersuchen. Sie ent-
scheiden nach ihrem Recht, in-
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wieweit dem Ersuchen stattzu-
geben ist.
(2) Sieht das Recht des ersuch-
ten Staates die Ahndung der
strafbaren Handlung durch eine
Verwaltungsbehörde vor, so
teilt er dies dem ersuchenden
Staat so bald wie möglich mit,
sofern der ersuchte Staat nicht
eine Erklärung nach Absatz 3
abgegeben hat.

(3) Jeder Vertragsstaat kann
bei der Unterzeichnung oder
bei der Hinterlegung seiner Ra-
tifikations-, Annahme- oder
Beitrittsurkunde oder jederzeit
danach durch eine an den Gene-
ralsekretär des Europarats ge-
richtete Erklärung die Voraus-
setzungen bekanntgeben, unter
denen sein innerstaatliches Recht
die Ahndung bestimmter straf-
barer Handlungen durch eine
Verwaltungsbehörde vorsieht.
Eine solche Erklärung ersetzt
die in Absatz 2 vorgesehene
Mitteilung.

ARTIKEL 10
Der ersuchte Staat gibt dem

Ersuchen nicht statt,
a) wenn das Ersuchen Arti-

kel 6 Absatz 1 und Ar-
tikel 7 Absatz 1 nicht ent-
spricht;

b) wenn Artikel 35 der Ver-
folgung entgegensteht;

c) wenn die Verfolgung zu
dem in dem Ersuchen an-
gegebenen Zeitpunkt nach
dem Recht des ersuchen-
den Staates verjährt ist.

ARTIKEL 11
Unbeschadet des Artikels 10

kann der ersuchte Staat die An-
nahme des Ersuchens nur in
einem oder mehreren der fol-
genden Fälle ganz oder teilweise
ablehnen:

a) wenn nach seiner Auffas-
sung die Gründe, auf die
sich das Ersuchen nach Ar-
tikel 8 stützt, nicht vorlie-
gen;
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b) wenn der Beschuldigte sei-
nen gewöhnlichen Aufent-
halt nicht im ersuchten
Staat hat;

c) wenn der Beschuldigte
nicht Angehöriger des er-
suchten Staates ist und im
Zeitpunkt der strafbaren
Handlung seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt nicht im
Hoheitsgebiet dieses Staa-
tes hatte;

d) wenn er der Auffassung
ist, daß die dem Verfol-
gungsersuchen zugrunde
liegende strafbare Hand-
lung politischen Charakter
hat oder eine rein militä-
rische oder fiskalische Tat
ist;

e) wenn nach seiner Auffas-
sung ernstliche Gründe für
die Annahme bestehen,
daß dem Verfolgungsersu-
chen rassische, religiöse, na-
tionale oder auf politi-
schen Anschauungen beru-
hende Erwägungen zu-
grunde liegen;

f) wenn sein Recht bereits
auf die Tat anwendbar
und die Verfolgung nach
diesem Recht bei Eingang
des Ersuchens verjährt ist;
in diesem Fall findet Ar-
tikel 26 Absatz 2 keine
Anwendung;

g) wenn seine Zuständigkeit
ausschließlich auf Artikel 2
beruht und wenn die Ver-
folgung nach seinem Recht
bei Eingang des Ersuchens
unter Berücksichtigung der
in Artikel 23 vorgesehe-
nen Fristverlängerung von
sechs Monaten verjährt
ist;

h) wenn die Tat außerhalb
des Hoheitsgebietes des er-
suchenden Staates began-
gen worden ist;

i) wenn die Verfolgung in-
ternationalen Verpflich-
tungen des ersuchten Staa-
tes zuwiderläuft;
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j) wenn die Verfolgung den
Grundlagen der Rechts-
ordnung das ersuchten
Staates widerspricht;

k) wenn der ersuchende Staat
eine in diesem Überein-
kommen vorgesehene Ver-
fahrensvorschrift verletzt
hat.

ARTIKEL 12

(1) Der ersuchte Staat wider-
ruft die Annahme des Ersuchen«,
wenn nach der Annahme ein in
Artikel 10 vorgesehener Ableh-
nungsgrund bekannt wird.

(2) Der ersuchte Staat kann
die Annahme des Ersuchens wi-
derrufen,

a) wenn sich ergibt, daß die
Anwesenheit des Beschul-
digten in der Hauptver-
handlung in diesem Staat
nicht gewährleistet oder
eine etwaige Verurteilung
dort nicht vollstreckt wer-
den kann;

b) wenn einer der in Arti-
kel 11 vorgesehenen Ab-
lehnungsgründe bekannt
wird, bevor das erkennen-
de Gericht mit der Sache
befaßt worden ist;

c) in anderen Fällen, wenn
der ersuchende Staat zu-
stimmt.

Abschnitt 2:
Übertragungsverfahren

ARTIKEL 13

(1) Ersuchen nach diesem
Übereinkommen werden schrift-
lich gestellt. Die Ersuchen sowie
alle für die Anwendung dieses
Übereinkommens notwendigen
Mitteilungen werden entweder
vom Justizministerium des er-
suchenden Staates dem Justizmi-
nisterium des ersuchten Staa-
tes oder — auf Grund besonde-
rer Vereinbarungen — von den
Behörden des ersuchenden Staa-
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tes unmittelbar den Behörden
des ersuchten Staates übermittelt
und auf demselben Wag zurück-
gesandt.

(2) In dringenden Fällen kön-
nen die Ersuchen und Mittei-
lungen über die Internationale
Kriminalpolizeiliche Organisa-
tion (Interpol) übermittelt wer-
den.

(3) Jeder Vertragsstaat kann
durch eine an den Generalse-
kretär des Europarats gerichtete
Erklärung mitteilen, daß er von
der Übermittlungsregelung des
Absatzes 1 abzuweichen beab-
sichtigt.

ARTIKEL 14

Ist eia Vertragsstaat der Auf-
fassung, daß die von einem an-
deren Vertragsstaat erteilten
Auskünfte nicht ausreichen, um
ihm die Anwendung dieses
Übereinkommens zu ermögli-
chen, so ersucht er um die not-
wendigen ergänzenden Aus-
künfte. Er kann für deren Bei-
bringung eine Frist setzen.

ARTIKEL 15

(1) Dem Verfolgungsersuchen
werden die Strafakten sowie alle
zweckdienlichen Schriftstücke in
Urschrift oder beglaubigter Ab-
schrift beigefügt. Befindet sich
der Beschuldigte jedoch nach Ab-
schnitt 5 in vorläufiger Haft und
kann der ersuchende Staat diese
Schriftstücke dem Verfolgungs-
ersuchen nicht beifügen, so kön-
nen sie später übermittelt wer-
den.

(2) Der ersuchende Staat un-
terrichtet den ersuchten Staat
schriftlich über alle die Verfol-
gung betreffenden Verfahrens-
handlungen oder Maßnahmen,
die nach Übermittlung des Er-
suchens im ersuchenden Staat
vorgenommen worden sind.
Dieser Mitteilung sind alle
zweckdienlichen Schriftstücke
beizufügen.
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ARTIKEL 16

(1) Der ersuchte Staat teilt
dem ersuchenden Staat seine
Entscheidung über das Verfol-
gungsersuchen unverzüglich mit.

(2) Der ersuchte Staat unter-
richtet den ersuchenden Staat
ebenfalls über die Einstellung
der Verfolgung oder die auf
Grund des Verfahrens getroffene
Entscheidung. Dem ersuchenden
Staat wird eine beglaubigte Ab-
schrift schriftlicher Entscheidun-
gen übermittelt.

ARTIKEL 17

Beruht die Zuständigkeit des
ersuchten Staates ausschließlich
auf Artikel 2, so unterrichtet er
den Beschuldigten über das Ver-
folgungsersuchen, damit dieser
dazu Stellung nehmen kann, be-
vor der ersuchte Staat über das
Ersuchen entscheidet.

ARTIKEL 18

(1) Vorbehaltlich des Absatzes 2
wird die Übersetzung der die
Anwendung dieses Übereinkom-
mens betreffenden Schriftstücke
nicht verlangt.

(2) Jeder Vertragsstaat kann
sich bei der Unterzeichnung
oder bei der Hinterlegung
seiner Ratifikations-, Annahme-
oder Beitrittsurkunde durch
eine an den Generalsekretär des
Europarats gerichtete Erklä-
rung das Recht vorbehalten, zu
verlangen, daß ihm diese
Schriftstücke, mit Ausnahme der
in Artikel 16 Absatz 2 erwähnten
Abschrift der schriftlichen Ent-
scheidung, mit einer Überset-
zung übermittelt werden. Die
anderen Vertragsstaaten über-
mitteln die Übersetzungen in
der Landessprache des Emp-
fangsstaates oder in einer der
von ihm bezeichneten Amts-
sprachen des Europarats. Zu
einer solchen Bezeichnung be-
steht jedoch keine Verpflich-
tung. Die anderen Vertrags-
staaten können den Grundsatz
der Gegenseitigkeit anwenden.
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(3) Dieser Artikel läßt die
Bestimmungen über die Über-
setzung von Ersuchen und bei-
gefügten Schriftstücken in den
Übereinkommen oder Verein-
barungen unberührt, die
zwischen zwei oder mehr Ver-
tragsstaaten in Kraft sind oder
künftig geschlossen werden.

ARTIKEL 19

Schriftstücke, die auf Grund
dieses Übereinkommens über-
mittelt werden, bedürfen keiner
Art von förmlicher Beglau-
bigung.

ARTIKEL 20

Die Vertragsstaaten verzich-
ten gegenseitig auf die Erstat-
tung der aus der Anwendung
dieses Übereinkommens ent-
stehenden Kosten.

Abschnitt 3:
Wirkungen des Verfolgungser-

suchens im ersuchenden Staat

ARTIKEL 21

(1) Sobald der ersuchende
Staat um Verfolgung ersucht
hat, darf er den Beschuldigten
wegen der diesem Ersuchen zu-
grunde liegenden Tat weder
verfolgen noch eine Entschei-
dung vollstrecken, die er vorher
wegen dieser Tat gegen den Be-
schuldigten ausgesprochen hat.
Bis zum Eingang der Entschei-
dung des ersuchten Staates über
das Verfolgungsersuchen behält
der ersuchende Staat jedoch das
Recht, alle Verfolgungshand-
lungen vorzunehmen mit Aus-
nahme derjenigen, durch die das
erkennende Gericht oder gege-
benenfalls die für die Entschei-
dung über die Zuwiderhandlung
zuständige Verwaltungsbehörde
mit der Sache befaßt wird.

(2) Der ersuchende Staat
erlangt das Recht zur Verfol-
gung und Vollstreckung wieder,

a) wenn der ersuchte Staat
ihn von seiner Entschei-
dung unterrichtet, nach
Artikel 10 dem Ersuchen
nicht stattzugeben;
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b) wenn der ersuchte Staat
ihn unterrichtet, daß er
nach Artikel 11 die An-
nahme des Ersuchens ab-
lehnt;

c) wenn der ersuchte Staat
ihn unterrichtet, daß er
nach Artikel 12 die An-
nahme des Ersuchens
widerruft;

d) wenn der ersuchte Staat
ihn von seiner Entschei-
dung unterrichtet, keine
Verfolgung einzuleiten
oder das Verfahren einzu-
stellen;

e) wenn er sein Ersuchen zu-
rückzieht, bevor der er-
suchte Staat ihn über seine
Entscheidung unterrichtet
hat, dem Ersuchen statt-
zugeben.

ARTIKEL 22

Das nach diesem Titel ge-
stellte Verfolgungsersuchen hat
im ersuchenden Staat die Ver-
längerung der Frist für die Ver-
folgungsverjährung um sechs
Monate zur Folge.

Abschnitt 4:
Wirkungen des Verfolgungser-

suchens im ersuchten Staat

ARTIKEL 23

Beruht die Zuständigkeit des
ersuchten Staates ausschließlich
auf Artikel 2, so wird die Frist
für die Verfolgungsverjährung in
diesem Staat um sechs Monate
verlängert.

ARTIKEL 24

(1) Ist die Verfolgung in
beiden Staaten von einem Straf-
antrag abhängig, so ist der im
ersuchenden Staat gestellte
Strafantrag auch im ersuchten
Staat wirksam.

(2) Ist ein Strafantrag nur im
ersuchten Staat erforderlich, so
kann er die Verfolgung auch
ohne Strafantrag durchführen,
sofern die zu dessen Stellung
berechtigte Person nicht inner-
halb eines Monats, nachdem si«
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von der zuständigen Behörde
über dieses Recht unterrichtet
worden ist, Einspruch erhebt.

ARTIKEL 25

Im ersuchten Staat wird die
nach seinem Recht vorgesehene
Sanktion auf die strafbare
Handlung angewendet, sofern
dieses Recht nicht etwas anderes
bestimmt. Beruht die Zustän-
digkeit des ersuchten Staates
ausschließlich auf Artikel 2, so
darf die in diesem Staat ver-
hängte Sanktion nicht strenger
sein als die im Recht des er-
suchenden Staates vorgesehene.

ARTIKEL 26

(1) Jede im ersuchenden Staat
nach den dort geltenden Ge-
setzen und sonstigen Vorschrif-
ten vorgenommene Verfol-
gungshandlung hat im ersuchten
Staat die gleiche Wirkung, als
wäre sie von den Behörden
dieses Staates vorgenommen
worden; diese Gleichstellung
verleiht jedoch einer solchen
Handlung keine größere Beweis-
kraft, als ihr im ersuchenden
Staat zukommt.

(2) Jede im ersuchenden Staat
rechtsgültig vorgenommene,
die Verjährung unterbrechende
Handlung hat die gleichen Wir-
kungen im ersuchten Staat und
umgekehrt.

Abschnitt 5:
Vorläufige Maßnahmen im er-

suchten Staat

ARTIKEL 27

(1) Kündigt der ersuchend«
Staat ein Verfolgungsersuchen
an und beruht die Zuständig-
keit des ersuchten Staates aus-
schließlich auf Artikel 2, so kann
dieser Staat auf Grund dieses
Übereinkommens den Beschul-
digten auf Verlangen des ersu-
chenden Staates vorläufig fest-
nehmen,

a) wenn nach dem Recht des
ersuchten Staates wegen
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der strafbaren Handlung
die Untersuchungshaft zu-
lässig ist und

b) wenn Gründe für die An-
nahme bestehen, daß der
Beschuldigte die Flucht er-
greift oder daß er Beweis«
unterdrückt.

(2) In dem Ersuchen um vor-
läufige Festnahme ist anzufüh-
ren, daß ein entsprechend den
gesetzlichen Formvorschriften
des ersuchenden Staates erlasse-
ner Haftbefehl oder eine andere
Urkunde mit gleicher Rechts-
wirkung vorhanden ist; ferner
sind darin die strafbare Hand-
hing, derentwegen um Verfol-
gung ersucht wird, Zeit und
Ort ihrer Begehung sowie eine
möglichst genaue Beschreibung
des Beschuldigten anzugeben.
Das Ersuchen muß außerdem
eine kurze Sachverhaltsdarstel-
lung enthalten.

(3) Das Ersuchen um vorläu-
fige Festnahme wird von den
in Artikel 13 bezeichneten Be-
hörden des ersuchenden Staates
unmittelbar den entsprechenden
Behörden des ersuchten Staates
mit der Post, telegrafisch oder
durch jedes andere Nachrichten-
mittel übersandt, das Schriftspu-
ren hinterläßt oder vom ersuch-
ten Staat zugelassen wird. Dem
ersuchenden Staat wird unver-
züglich mitgeteilt, inwieweit
dem Ersuchen stattgegeben wor-
den ist.

ARTIKEL 28

Sobald der ersuchte Staat ein
Verfolgungsersuchen mit den in
Artikel 15 Absatz 1 erwähnten
Unterlagen erhalten hat, ist er
zuständig, alle vorläufigen Maß-
nahmen einschließlich der Un-
tersuchungshaft und der Be-
schlagnahme zu treffen, die nach
seinem Recht angewendet wer-
den könnten, wenn die dem
Verfolgungsersuchen zugrunde
liegende strafbare Handlung in
seinem Hoheitsgebiet begangen
worden wäre.

ARTIKEL 29

(1) Die in den Artikeln 27 und
28 vorgesehenen vorläufigen
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Maßnahmen richten sich nach
diesem Übereinkommen und
nach dem Recht des ersuchten
Staates. Das Recht dieses Staates
oder das Übereinkommen be-
stimmt auch die Voraussetzun-
gen, unter denen diese Maßnah-
men aufgehoben werden kön-
nen.

(2) Diese Maßnahmen entfal-
len in allen Fällen des Arti-
kels 21 Absatz 2.

(3) Eine in Haft befindliche
Person ist freizulassen, wenn sie
auf Grund des Artikels 27 festge-
nommen worden ist und das
Verfolgungsersuchen nicht inner-
halb von 18 Tagen nach der
Festnahme beim ersuchten Staat
eingeht.

(4) Eine in Haft befindliche
Person ist freizulassen, wenn sie
auf Grund des Artikels 27 festge-
nommen worden ist und der er-
suchte Staat die dem Verfol-
gungsersuchen beizufügenden
Unterlagen nicht innerhalb von
15 Tagen nach Eingang dieses
Ersuchens erhält.

(5) Die Dauer der ausschließlich
nach Artikel 27 verhängten Haft
darf keinesfalls 40 Tage über-
schreiten.

TITEL IV

Mehrheit von Verfahren

ARTIKEL 30

(1) Hat ein Vertragsstaat vor
Einleitung oder während einer
Verfolgung wegen einer straf-
baren Handlung, der nach seiner
Auffassung weder politischer
noch rein militärischer Charak-
ter zukommt, davon Kenntnis,
daß in einem anderen Vertrags-
staat ein Verfahren gegen die-
selbe Person wegen derselben
Handlung anhängig ist, so prüft
er, ob er auf sein Verfahren ver-
zichten, es aussetzen oder dem
anderen Staat übertragen kann.

(2) Hält er es unter den gege-
benen Umständen für zweck-
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mäßig, nicht auf sein Verfahren
zu verzichten oder es nicht aus-
zusetzen, so teilt er dies dem
anderen Staat rechtzeitig, jeden-
falls vor Entscheidung in der
Sache, mit.

ARTIKEL 31

(1) Im Fall des Artikels 30 Ab-
satz 2 werden sich die beteilig-
ten Staaten nach Möglichkeit be-
mühen, nach Würdigung der in
Artikel 8 genannten Umstände
in jedem Einzelfall denjenigen
von ihnen zu bestimmen, der
allein das Verfahren weiterfüh-
ren soll. Während dieser Konsul-
tationen setzen die beteiligten
Staaten die Entscheidung in der
Sache aus, ohne jedoch zu einer
Aussetzung von mehr als
30 Tagen nach Übermittlung der
in Artikel 30 Absatz 2 vorgese-
henen Benachrichtigung ver-
pflichtet zu sein.

(2) Absatz 1 ist für den Staat
nicht verbindlich,

a) der die in Artikel 30 Ab-
satz 2 vorgesehene Benach-
richtigung übersandt hat,
wenn vor deren Absen-
dung dort die Hauptver-
handlung in Anwesenheit
des Angeklagten eröffnet
worden ist;

b) der die Benachrichtigung
erhält, wenn vor deren
Eingang dort die Haupt-
verhandlung in Anwesen-
heit des Angeklagten er-
öffnet worden ist.

ARTIKEL 32

Im Interesse der Wahrheits-
findung und der Verhängung
einer angemessenen Sanktion
prüfen die beteiligten Staaten,
ob es zweckmäßig ist, daß nur
einer von ihnen das Verfahren
durchführt; bejahendenfalls wer-
den sie sich bemühen, denjeni-
gen von ihnen zu bestimmen,
der das Verfahren durchführen
soll, wenn
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a) mehrere verschiedene
Handlungen, die sämtlich
nach dem Strafrecht jedes
dieser Staaten den Tatbe-
stand von strafbaren
Handlungen erfüllen, einer
einzelnen Person oder
mehreren Personen, die
gemeinschaftlich gehandelt
haben, zur Last gelegt
werden;

b) eine einzige Handlung,
die nach dem Strafrecht
jedes dieser Staaten den
Tatbestand einer straf-
baren Handlung erfüllt,
mehreren Personen, die ge-
meinschaftlich gehandelt
haben, zur Last gelegt
wird.

ARTIKEL 33

Jede in Anwendung des Ar-
tikels 31 Absatz 1 und des Ar-
tikels 32 ergangene Entschei-
dung hat zwischen den beteilig-
ten Staaten alle in diesem Über-
einkommen vorgesehenen Wir-
kungen einer Übertragung der
Verfolgung. Hat ein Staat auf
die Verfolgung verzichtet, so
wird angenommen, daß er sie
dem anderen Staat übertragen
hat.

ARTIKEL 34

Das in Titel III Abschnitt 2
vorgesehene Übertragungsver-
fahren findet insoweit Anwen-
dung, als seine Bestimmungen
mit dem vorliegenden Titel ver-
einbar sind.

TITEL V

Ne bis in idem

ARTIKEL 35

(1) Eine Person, gegen die ein
rechtskräftiges, vollstreckbares
Straferkenntnis ergangen ist,
darf wegen derselben Handlung
in einem anderen Vertragsstaat
weder verfolgt, abgeurteilt noch
der Vollstreckung einer Sanktion
unterworfen werden,

a) wenn sie freigesprochen
worden ist;
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b) wenn die verhängte Sank-
tion

i) verbüßt wird oder
ganz verbüßt worden
ist,

ii) Gegenstand eines
Gnadenerweises oder
einer Amnestie war,
die sich auf die ge-
samte Sanktion oder
auf deren noch nicht
vollstreckten Teil be-
zieht, oder

iii) wegen Verjährung
nicht mehr vollstreckt
werden kann;

c) wenn der Richter die
Schuld des Täters festge-
stellt, aber keine Sank-
tion verhängt hat.

(2) Ein Vertragsstaat ist jedoch
nicht verpflichtet, sofern er
nicht selbst um Verfolgung er-
sucht hat, die „ne bis in idem"-
Wirkung anzuerkennen, wenn
die dem Erkenntnis zugrunde
liegende Handlung von
einer Person, die ein öffentliches
Amt bekleidet, oder gegen eine
solche Person oder eine öffent-
liche Einrichtung oder Sache be-
gangen worden ist.

(3) Außerdem ist ein Vertrags-
staat, in dem die Handlung be-
gangen worden ist oder nach
dessen Recht sie als dort be-
gangen gilt, nicht verpflichtet,
die „ne bis in idem"-Wirkung
anzuerkennen, es sei denn, daß
er selbst um Verfolgung ersucht
hat.

ARTIKEL 36

Wird eine neue Verfolgung
gegen eine Person eingeleitet,
die wegen derselben Handlung
in einem anderen Vertragsstaat
verurteilt worden ist, so wird
jede in Vollstreckung des Er-
kenntnisses erlittene Freiheits-
entziehung auf die gegebenen-
falls verhängte Sanktion ange-
rechnet.

ARTIKEL 37

Dieser Titel steht der Anwen-
dung weitergehender inner-
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staatlicher Bestimmungen über
die „ne bis in idem"-Wirkung
nicht entgegen, die ausländischen
Strafentscheidungen beigemessen
wird.

TITEL VI

Schlußbestimmungen

ARTIKEL 38

(1) Dieses Übereinkommen
liegt für die Mitgliedstaaten des
Europarats zur Unterzeichnung
auf. Es bedarf der Ratifikation
oder der Annahme. Die Ratifi-
kations- oder Annahmeurkun-
den werden beim Generalsekre-
tär des Europarats hinterlegt.

(2) Das Übereinkommen tritt
drei Monate nach Hinterlegung
der dritten Ratifikations- oder
Annahmeurkunde in Kraft.

(3) Für jeden Unterzeichner-
staat, der das Übereinkommen
später ratifiziert oder annimmt,
tritt es drei Monate nach Hin-
terlegung seiner Ratifikations-
oder Annahmeurkunde in Kraft.

ARTIKEL 39

(1) Nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens kann das
Ministerkomitee des Europarats
jeden Nichtmitgliedstaat ein-
laden, dem Übereinkommen bei-
zutreten. Die Entschließung über
diese Einladung bedarf der ein-
stimmigen Billigung der Rats-
mitglieder, die das Übereinkom-
men ratifiziert haben.

(2) Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde beim Generalsekretär des
Europarats; die Urkunde wird
drei Monate nach ihrer Hinter-
legung wirksam.

ARTIKEL 40

(1) Jeder Vertragsstaat kann
bei der Unterzeichnung oder bei
der Hinterlegung seiner Ratifi-
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kations-, Annahme- oder Bei-
trittsurkunde einzelne oder
mehrere Hoheitsgebiete bezeich-
nen, auf die dieses Übereinkom-
men Anwendung findet.

(2) Jeder Vertragsstaat kann
bei der Hinterlegung seiner
Ratifikations-, Annahme- oder
Beitrittsurkunde oder jederzeit
danach durch eine an den Gene-
ralsekretär des Europarats ge-
richtete Erklärung dieses Über-
einkommen auf jedes weitere
in der Erklärung bezeichnete
Hoheitsgebiet erstrecken, dessen
internationale Beziehungen er
wahrnimmt oder für das er Ver-
einbarungen treffen kann.

(3) Jede nach Absatz 2 abgege-
bene Erklärung kann in bezug
auf jedes darin genannte
Hoheitsgebiet nach Maßgabe des
Artikels 45 zurückgenommen
werden.

ARTIKEL 41

(1) Jeder Vertragsstaat kann
bei der Unterzeichnung oder
bei der Hinterlegung seiner
Ratifikations-, Annahme- oder
Beitrittsurkunde erklären, daß
er von einem oder mehreren
der in Anlage I vorgesehenen
Vorbehalte Gebrauch macht
oder eine Erklärung nach An-
lage II abgibt.

(2) Jeder Vertragsstaat kann
einen von ihm nach Absatz 1
gemachten Vorbehalt durch eine
an den Generalsekretär des
Europarats gerichtete Erklä-
rung ganz oder teilweise zu-
rücknehmen; die Erklärung wird
mit ihrem Eingang wirksam.

(3) Ein Vertragsstaat, der einen
Vorbehalt zu einer Bestimmung
dieses Übereinkommens gemacht
hat, kann nicht verlangen, daß
ein anderer Vertragsstaat diese
Bestimmung anwendet; er kann
jedoch, wenn es sich um einen
Teilvorbehalt oder einen beding-
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ten Vorbehalt handelt, die An-
wendung der betreffenden Be-
stimmung insoweit verlangen,
wie er selbst sie angenommen
hat.

ARTIKEL 42

(1) Jeder Vertragsstaat kann
jederzeit durch eine an den
Generalsekretär des Europarats
gerichtete Erklärung die Rechts-
vorschriften bekanntgeben, die
in Anlage III aufzunehmen sind.

(2) Jede Änderung der in An-
lage III aufgeführten inner-
staatlichen Vorschriften, durch
welche die in dieser Anlage ent-
haltenen Angaben unrichtig wer-
den, ist dem Generalsekretär
des Europarats zu notifizieren.

(3) In Anwendung der Ab-
sätze 1 und 2 an Anlage III
vorgenommene Änderungen
werden für jeden Vertragsstaat
einen Monat nach ihrer Notifi-
kation durch den Generalsekre-
tär des Europarats wirksam.

ARTIKEL 43

(1) Dieses Übereinkommen be-
rührt weder Rechte und Pflich-
ten aus Auslieferungsverträgen
und mehrseitigen internationa-
len Übereinkünften über beson-
dere Sachgebiete noch Bestim-
mungen betreffend Sachgebiete,
die in diesem Übereinkommen
behandelt werden und in ande-
ren zwischen den Vertragsstaa-
ten bestehenden Übereinkünf-
ten enthalten sind.

(2) Die Vertragsstaaten können
untereinander zwei- oder mehr-
seitige Übereinkünfte über Fra-
gen, die in diesem Überein-
kommen geregelt sind, nur zu
dessen Ergänzung oder zur Er-
leichterung der Anwendung der
darin enthaltenen Grundsätze
schließen.

(3) Wenn jedoch zwei oder
mehr Vertragsstaaten ihre Be-
ziehungen auf der Grundlage
einheitlicher Rechtsvorschriften
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oder eines besonderen Systems
geordnet haben oder ordnen,
sind sie berechtigt, ungeachtet
dieses Übereinkommens ihre
wechselseitigen Beziehungen auf
diesem Gebiet ausschließlich
nach diesen Systemen zu regeln.

(4) Dia Vertragsstaaten, die
auf Grund des Absatzes 3 in
ihren wechselseitigen Beziehun-
gen die Anwendung dieses Über-
einkommens ausschließen, noti-
fizieren dies dem Generalsekre-
tär des Europarats.

ARTIKEL 44

Das Europäische Komitee für
Strafrechtsfragen des Europa-
rats wird die Durchführung die-
ses Übereinkommens verfolgen;
soweit erforderlich, erleichtert
es die gütliche Behebung aller
Schwierigkeiten, die sich aus der
Durchführung des Übereinkom-
mens ergeben könnten.

ARTIKEL 45

(1) Dieses Übereinkommen
bleibt auf unbegrenzte Zeit in
Kraft.

(2) Jeder Vertragsstaat kann
dieses Übereinkommen durch
eine an den Generalsekretär des
Europarats gerichtete Notifika-
tion für sich kündigen.

(3) Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Noti-
fikation beim Generalsekretär
wirksam.

ARTIKEL 46

Der Generalsekretär des
Europarats notifiziert den Mit-
gliedstaaten des Rates und jedem
Staat, der diesem Übereinkom-
men beigetreten ist,

a) jede Unterzeichnung;
b) jede Hinterlegung einer

Ratifikations-, Annahme-
oder Beitrittsurkunde;

c) jeden Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Über-
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einkommens nach seinem
Artikel 38;

d) jede nach Artikel 9 Ab-
satz 3 eingegangene Er-
klärung;

e) jede nach Artikel 13 Ab-
satz 3 eingegangene Er-
klärung;

f) jede nach Artikel 18 Ab-
satz 2 eingegangene Er-
klärung;

g) jede nach Artikel 40 Ab-
sätze 2 und 3 eingegangene
Erklärung;

h) jeden Vorbehalt und jede
Erklärung nach Artikel 41
Absatz 1 ;

i) jede Zurücknahme eines
Vorbehalts oder einer
Erklärung nach Artikel 41
Absatz 2;

j) jede nach Artikel 42 Ab-
satz 1 eingegangene Er-
klärung und jede spätere
nach Artikel 42 Absatz 2
eingegangene Notifikation!

k) jede nach Artikel 43 Ab-
satz 4 eingegangene Notifi-
kation;

1) jede nach Artikel 45 ein-
gegangene Notifikation
und den Zeitpunkt, zu
dem die Kündigung wirk-
sam wird.

ARTIKEL 47

Dieses Übereinkommen und
die auf Grund desselben zuläs-
sigen Erklärungen und Notifi-
kationen finden nur auf straf-
bare Handlungen Anwendung,
die begangen werden, nachdem
das Übereinkommen zwischen
den beteiligten Vertragsstaaten
in Kraft getreten ist.

Zu Urkund dessen haben die
hierzu gehörig befugten Unter-
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zeichneten dieses Übereinkom-
men unterschrieben.

Geschehen zu Straßburg, am
15. Mai 1972 in englischer und
französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist, in einer Ur-
schrift, die im Archiv des
Europarats hinterlegt wird. Der
Generalsekretär des Europarats
übermittelt allen Unterzeichner-
staaten und allen beitretenden
Staaten beglaubigte Abschriften.

(Übersetzung)
ANLAGEN

ANLAGE I

Jeder Vertragsstaat kann er-
klären, daß er sich das Recht
vorbehält,

a) ein Verfolgungsersuchen
abzulehnen, wenn die
strafbare Handlung nach
seiner Auffassung rein
religiösen Charakter hat;

b) ein Ersuchen um Verfol-
gung einer Handlung ab-
zulehnen, für deren Ahn-
dung nach seinem Recht
ausschließlich eine Ver-
waltungsbehörde zustän-
dig ist;

c) Artikel 22 nicht anzuneh-
men;

d) Artikel 23 nicht anzuneh-
men;

e) die in Artikel 25 Satz 2
enthaltenen Bestimmun-
gen aus verfassungsrecht-
lichen Gründen nicht an-
zunehmen;

f) die in Artikel 26 Absatz 2
enthaltenen Bestimmun-
gen in Fällen nicht anzu-
nehmen, in denen er nach
seinem Recht zuständig
ist;

g) Artikel 30 und 31 nicht
auf eine Handlung anzu-
wenden, für deren Ahn-
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dung nach seinem Recht
oder dem des anderen
Staates ausschließlich eine
Verwaltungsbehörde zu-
ständig ist;

h) Titel V nicht anzunehmen.

ANLAGE H

Jeder Vertragsstaat kann er-
klären, daß er aus verfassungs-
rechtlichen Gründen Verfol-
gungsersuchen nur in den in
seinem Recht vorgesehenen
Fällen stellen oder annehmen
kann.

Jeder Vertragsstaat kann, was
ihn betrifft, durch eine Erklä-
rung den Begriff „Staatsange-
höriger" im Sinn dieses Über-
einkommens bestimmen.

ANLAGE III

Liste der Zuwiderhandlungen,
die nicht unter das Strafrecht

fallen

Den nach strafrechtlichen Be-
stimmungen strafbaren Hand-
lungen ist gleichzustellen

— in Frankreich:
jedes unrechtmäßige Verhal-
ten, das eine Zuwiderhand-
lung gegen Vorschriften zum
Schutz der Hauptverkehrs-
wege („contravention d«
grande voirie") darstellt;

— in der Bundesrepublik
Deutschland:
jedes unrechtmäßige Verhal-
ten, für welches das durch
das Gesetz über Ordnungs-
widrigkeiten vom 24. Mai
1968 eingeführte Verfahren
vorgesehen ist (BGBl. 1968,
I, S. 481);

— in Italien:
jedes unrechtmäßige Verhal-
ten, auf welches das Gesetz
Nr. 317 vom 3. März 1967
Anwendung findet.
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(Übersetzung)

Erklärungen und Vorbehalte Österreichs zum
Europäischen Übereinkommen über die Über-

tragung der Strafverfolgung

1. Erklärungen:

a) zu Art. 11 :

Österreich wird die Annahme eines Verfol-
gungsersuchens in den Fällen der lit. a, d bis g
und i bis k ablehnen. Stützt sich das Ersuchen
ausschließlich auf Art. 8 Abs. 1 lit. c oder d, so
wird Österreich auch von den Ablehnungsgrün-
den der lit. b und c Gebrauch machen. Als fiska-
lische strafbare Handlungen werden von Öster-
reich alle jene strafbaren Handlungen angesehen,
die in der Verletzung von Abgaben-, Steuer-,
Zoll-, Monopol- und Devisenvorschriften oder
von Vorschriften über die Ausfuhr, Einfuhr und
Durchfuhr sowie die Bewirtschaftung von Waren
bestehen.

b) zu Art. 18 Abs. 2:
Verfolgungsersuchen und deren Beilagen

müssen — unbeschadet der Bestimmung des
Art. 18 Abs. 3 —, sofern sie nicht in deutscher,
französischer oder englischer Sprache abgefaßt
sind, mit einer Übersetzung in eine dieser
Sprachen versehen sein.

2. Vorbehalte:

a) Österreich wird ein Ersuchen um Verfol-
gung einer Handlung ablehnen, für deren
Ahndung nach österreichischem Recht aus-
schließlich eine Verwaltungsbehörde zuständig ist
(Anlage I, lit. b).

b) Österreich nimmt die Bestimmungen der
Art. 22 und 23 nicht an (Anlage I, lit. c und d).

c) Österreich wird die Bestimmungen der
Art. 30 und 31 nicht auf Handlungen anwenden,
für deren Ahndung nach österreichischem Recht
ausschließlich eine Verwaltungsbehörde zuständig
ist (Anlage I, lit. g).

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Vizekanzler gegengezeichnete Rati-
fikationsurkunde wurde am 1. April 1980 hinterlegt; das Vertragswerk tritt gemäß Art. 38 Abs. 3
des Übereinkommens für Österreich am 1. Juli 1980 in Kraft.

Nach den bis 1. Mai 1980 eingelangten Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarates
sind außer Österreich Dänemark, Norwegen, Schweden und die Türkei Vertragsstaaten des Ver-
tragswerks.

Diese Staaten haben anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunden folgende Vor-
behalte erklärt beziehungsweise Erklärungen abgegeben:

I. Dänemark:

1. Die dänische Regierung macht von der in
Anhang I zu dem Übereinkommen eingeräumten
Möglichkeit Gebrauch und erklärt, daß sie die
Art. 22 und 23 nicht annehmen kann.

2. Die dänische Regierung macht von der in
Art. 18 Abs. 2 des Übereinkommens eingeräum-
ten Möglichkeit Gebrauch und verlangt, daß die
auf Grund des Übereinkommens übermittelten
förmlichen Schriftstücke in dänischer, norwe-
gischer, schwedischer oder englischer Sprache ab-
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gefaßt oder mit einer Übersetzung in eine dieser
Sprachen versehen werden.

II. Schweden:

1. Vorbehalte:

Schweden nimmt folgende Bestimmungen
nicht an:

— Art. 23 (die automatische Verlängerung
der Frist für die Verfolgungsverjährung im er-
suchten Staat im Fall einer subsidiären Zustän-
digkeit),

— die Bestimmungen des Titels V (Art. 35
bis 37), soweit diese Bestimmungen einerseits das
Verbot der Verfolgung in Schweden wegen
strafbarer Handlungen, die nach schwedischem
Recht mit einer Freiheitsstrafe von mindestens
vier Jahren bedroht sind oder andererseits das
Verbot der Vollstreckung einer Sanktion • bein-
halten, die wegen einer in Schweden begangenen
strafbaren Handlung verhängt wurde.

2. Erklärungen:

Nach den Bestimmungen des Übereinkommens
(Art. 13 Abs. 3) wird das Ministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten die Ersuchen und
anderen Mitteilungen an einen nicht nordischen
Staat übermitteln oder von einem nicht nordi-
schen Staat entgegennehmen.

Mit Ausnahme der in Art. 16 Abs. 2 erwähn-
ten Abschrift der schriftlichen Entscheidung
sollen die in Anwendung dieses Übereinkommens
übermittelten Schriftstücke, die in einer anderen
als der dänischen, englischen, norwegischen oder
schwedischen Sprache abgefaßt sind, mit einer
Übersetzung in die englische oder schwedische
Sprache versehen sein (Art. 18 Abs. 2).

III. Norwegen:

1. Vorbehalt:

Die Regierung des Königreiches Norwegen
kann Art. 23 und die in den Art. 35 bis 37
enthaltenen Bestimmungen betreffend ne bis in
idem nicht annehmen, wenn der Täter norwe-
gischer Staatsangehöriger war oder zum Zeit-

punkt der Begehung der strafbaren Handlung in
Norwegen seinen Wohnsitz hatte.

2. Erklärungen:

Zu Art. 13 Abs. 3:
Der Reichsanwalt (Rijksadvocaat) ist ermäch-

tigt, an einen nicht nordischen Staat die in dem
Übereinkommen genannten Ersuchen und die für
die Anwendung des Übereinkommens notwen-
digen Mitteilungen zu übermitteln sowie solche
Ersuchen und Mitteilungen von einem nicht
nordischen Staat entgegenzunehmen.

Zu Art. 18 Abs. 2:
Mit Ausnahme der in Art. 16 Abs. 2 erwähn-

ten Abschrift der schriftlichen Entscheidung
verlangt Norwegen, daß die in Anwendung
dieses Übereinkommens übermittelten Schrift-
stücke, die in einer anderen als der norwegischen,
dänischen, schwedischen oder englischen Sprache
abgefaßt sind, mit einer Übersetzung in die
norwegische oder englische Sprache versehen
werden.

Zu Art. 40:
Das Übereinkommen findet auch auf die

Bouvet Insel, die Insel Peter I. und auf das
Queen Maud Land Anwendung.

IV. Türkei:

1. Vorbehalt:

Die Türkische Regierung wird gemäß Art. 41
von den in lit. a und f der Anlage I zu diesem
Übereinkommen vorgesehenen Vorbehalten
Gebrauch machen.

2. Erklärungen!

Gemäß Art. 13 Abs. 3 werden Ersuchen wie
auch die zur Anwendung des Übereinkommens
notwendigen Mitteilungen auf dem diplomati-
schen Weg übermittelt.

Gemäß Art. 18 Abs. 2 behält sich die Türkei
das Recht vor, zu verlangen, daß in Anwendung
des Übereinkommens an sie gerichtete Ersuchen
mit einer Übersetzung in die türkische Sprache
versehen sind.

Kreisky
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